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Glanz und Elend der deutschen Geschichte 
1946 bis 1956 

Band 4 
 

Das dreigeteilte Land: Ost-, Mittel- und Westdeutschland  
 
 
Band 4/116: 12.05.1949 – 15.10.1949 
 
 
12.05.1949  
Berlin:  Die Berliner Blockade (Beginn: 24. Juni 1948) wird am 12. Mai 1949 beendet.  
Für rund 277.000 Flüge mußten die Nordamerikaner ca. 1,5 Milliarden DM, die Briten ca. 200 
Millionen DM und die Deutschen ca. 150 Millionen DM aufwenden (x063/631). 
WBZ:  Die westlichen Militärgouverneure, General B. H. Robertson (britische Zone), General 
Pierre Koenig (französische Zone), General Lucius D. Clay (nordamerikanische Zone), ge-
nehmigen am 12. Mai 1949 das Grundgesetz und verkünden gleichzeitig das Besatzungsstatut 
für die Bundesrepublik Deutschland (x101/198-199):  
>>Herrn Dr. Konrad Adenauer  
Präsident des Parlamentarischen Rates 
Bonn 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Adenauer! 
1. Das am 8. Mai vom Parlamentarischen Rat angenommene Grundgesetz ist hier mit beacht-
lichem Interesse zur Kenntnis genommen worden. Nach unserer Auffassung verbindet es sehr 
glücklich deutsche demokratische Überlieferung mit den Begriffen repräsentativer Regierung 
und einer Herrschaft des Rechts, wie sie in der Welt als Erfordernis für das Leben eines freien 
Volkes anerkannt worden sind. 
2. Indem wir diese Verfassung zwecks Ratifizierung durch das deutsche Volk in Überein-
stimmung mit den Bestimmungen des Artikels 144 (1) genehmigen, nehmen wir an, daß Sie 
verstehen werden, wenn wir verschiedene Vorbehalte machen müssen.  
In erster Linie sind die Vollmachten, die dem Bund durch das Grundgesetz übertragen werden 
sowie die Machtbefugnisse, die die Länder und örtlichen Regierungsstellen ausüben, den Vor-
schriften des Besatzungsstatuts unterworfen, das wir Ihnen schon übermittelt haben und das 
mit dem heutigen Datum verkündet wird. 
3. Zweitens versteht es sich, daß die Polizeibefugnisse, wie sie in Artikel 91 (2) enthalten 
sind, nicht ausgeübt werden dürfen, bis sie von den Besatzungsbehörden ausdrücklich gebil-
ligt sind. ... 
9. Wir möchten es auch klar verstanden wissen, daß nach Zusammentritt der gesetzgebenden 
Körperschaften, die das Grundgesetz vorsieht und nachdem entsprechend dem im Grundge-
setz festgelegten Verfahren die Wahl des Präsidenten sowie die Wahl und Ernennung des 
Kanzlers bzw. der Bundesminister erfolgt sind, die Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land konstituiert ist und das Besatzungsstatut daraufhin in Kraft tritt. ...<< 
Der Frankfurter Oberbürgermeister Walter Kolb (1902-1956) erklärt am 12. Mai 1949 zur 
"Hauptstadtentscheidung" des Parlamentarischen Rates (x112/696): >>... Soviel Freude wir 
über das heute erreichte Ende der Blockade der Berliner empfinden, so sehr hat uns das Er-
gebnis der Abstimmung in Bonn (10. Mai) in der Frage des vorläufigen Sitzes der Bundesor-
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gane geschmerzt.<< 
In der "Rhein-Neckar-Zeitung" schreibt am 12. Mai 1949 ein Kritiker über die "Hauptstadt-
entscheidung" des Parlamentarischen Rates (x112/696): >>... Ich habe immer auf Bonn ge-
tippt, weil es das Dümmste war.<< 
16.05.1949 
WBZ:  Konrad Adenauer schreibt am 16. Mai 1949 (x095/88-89): >>... Die Blockade Berlins 
ist zwar aufgehoben, aber es besteht alles andere als freier Verkehr mit Berlin. Der Verkehr 
mit Berlin ist denselben Schwierigkeiten unterworfen, die im März 1948 bestanden haben. 
Zur Aufhebung der Blockade am 12. Mai war ich mit einer Anzahl von Mitgliedern des Par-
lamentarischen Rates in Berlin.  
Die Freude der Berliner war sehr groß. Aber eine gewisse Enttäuschung zeigte sich doch bei 
allen Einsichtigen. Sie hatten geglaubt, es würden alle Verkehrsbeschränkungen wegfallen. 
Der gesundheitliche Zustand der Berliner Bevölkerung ist verhältnismäßig gut. Aber die Leute 
sehen doch sehr schlecht aus und sind auch sehr schlecht gekleidet. Alles in allem genommen 
sind die Verhältnisse dort so, wie bei uns vor etwa 2 Jahren waren. Das gleiche gilt auch in 
wirtschaftlicher Hinsicht. 
Wir haben im Hinblick auf die Pariser Konferenz die Arbeiten im Parlamentaischen Rat zum 
Schluß außerordentlich beschleunigt und das Grundgesetz für die drei Westzonen nach sehr 
anstrengenden Wochen am 8. Mai verabschiedet, und zwar gegen die Stimmen des Zentrums, 
einiger Mitglieder der CSU, der Deutschen Partei und der Kommunisten. Es findet nunmehr 
in den Landtagen die vorgesehene Abstimmung statt. Möglicherweise wird der Bayerische 
Landtag dagegen stimmen.  
Aber da das Grundgesetz für alle 11 Länder der drei Zonen gilt, wenn es in 2/3 der Länder 
angenommen ist, ist es ohne Zweifel, daß es demnächst geltendes Recht wird. Am 23. Mai, 
dem Tage des Beginns der Pariser Konferenz wird der Parlamentarische Rat in einer feierli-
chen Schlußsitzung die Annahme durch die Landtage feststellen und das Grundgesetz verkün-
den. Dann beginnt die Vorbereitung zu den Bundestagswahlen, die von entscheidendster Be-
deutung sein werden.  
Wenn irgend möglich, sollten die Wahlen noch im Laufe des Juli abgehalten werden, damit 
die deutsche Bundesregierung noch im Laufe des Sommers ihre Arbeit aufnehmen kann. 
Das Besatzungsstatut ist in der Zwischenzeit auch verkündet worden. Es bedeutet einen sehr 
wesentlichen Fortschritt gegenüber dem jetzigen Zustand.  
Bonn ist einstweilen Sitz des Bundes. Die Sozialdemokratie stimmte geschlossen für Frank-
furt. Ich freue mich, daß Bonn Sitz des Bundes wird. ...<< 
20.05.1949  
WBZ:  Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland wird am 20. Mai 1949 durch den 
bayerischen Landtag mit 101:64 Stimmen abgelehnt. 9 Abgeordnete enthalten sich der Stimm-
abgabe (x112/701).  
23.05.1949  
BRD: Der Parlamentarische Rat stellt am 23. Mai 1949 in einer öffentlichen Sitzung fest, daß 
das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland vom 16. bis 22. Mai 1949 durch die Volks-
vertretungen von mehr als zwei Dritteln der beteiligten westdeutschen Länder (Ausnahme: 
Bayern) angenommen und damit die Bundesrepublik Deutschland gemäß Artikel 144 GG als 
parlamentarischer Staat gegründet worden sei.  
Eine Volksabstimmung über die Annahme des Grundgesetzes erfolgt damals nicht, so daß das 
Grundgesetz am 23. Mai 1949 ohne die direkte demokratische Beteiligung des deutschen Vol-
kes in Kraft tritt. 
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Abb. 78 (x090/309): Gründung der Bundesrepublik Deutschland durch das von den Länder-
parlamenten ratifizierte Grundgesetz in Bonn am 23 Mai 1949. 
Wahrscheinlich war es kein Zufall, daß das Grundgesetz am 23. Mai 1949 in Kraft trat, denn 
am 23. Mai 1945 wurde die "Geschäftsführende Zentralregierung des Deutschen Reiches" 
völkerrechtswidrig abgesetzt, verhaftet und "als Kriegsgefangene" inhaftiert. Sämtliche Mit-
glieder der letzten deutschen Reichsregierung und des Oberkommandos der Wehrmacht, die 
sogenannte "Dönitz-Clique", wurden am 23. Mai 1945 auf Weisung General Eisenhowers in 
Flensburg-Mürwik verhaftet und "als Kriegsgefangene" inhaftiert. 
Konrad Adenauer (Präsident des Parlamentarischen Rates) erklärt am 23. Mai 1949 (x112/-
703): >>... Wir sind der festen Überzeugung, daß wir durch unsere Arbeit einen wesentlichen 
Beitrag zur Wiedervereinigung des ganzen deutschen Volkes und auch zur Rückkehr unserer 
Kriegsgefangenen und Verschleppten leisten.  
Wir wünschen und hoffen, daß bald der Tag kommen möge, an dem das ganze deutsche Volk 
unter dieser Fahne wieder vereint sein wird.  
Uns alle leitete bei unserer Arbeit der Gedanke und das Ziel, das die Präambel des Grundge-
setzes in folgenden Worten zusammenfaßt:  
Im Bewußtsein seiner Verantwortung vor Gott und den Menschen, von dem Willen beseelt, 
seine nationale und staatliche Einheit zu wahren und als gleichberechtigtes Glied in einem 
vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen, hat das deutsche Volk in den Ländern Ba-
den, Bayern, Bremen, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-
Pfalz, Schleswig-Holstein, Württemberg-Baden und Württemberg-Hohenzollern, um dem 
staatlichen Leben für eine Übergangszeit eine neue Ordnung zu geben, kraft seiner verfas-
sungsgebenden Gewalt dieses Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland beschlossen. 
Möge allezeit der Geist und der Wille, der aus diesen Sätzen spricht, im deutschen Volk le-
bendig sein.<< 
Im Grundgesetz wird ausdrücklich darauf hingewiesen, daß die Bevölkerung der 3 westlichen 
Besatzungszonen für Gesamtdeutschland gehandelt hat (x105/306): >>... (Es hat) auch für 
jene Deutschen gehandelt, denen mitzuwirken versagt war. Das gesamte Deutsche Volk bleibt 
aufgefordert, in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutschlands zu vollen-
den.<< 
Das deutsche Grundgesetz, in dem zahlreiche "Sonderwünsche" (Forderungen) der West-
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mächte berücksichtigt werden müssen, soll im Hinblick auf Mittel- und Ostdeutschland nur 
für "eine Übergangszeit" gelten. Es wird deshalb auf einen Volksentscheid verzichtet.  
Die Grundrechte werden an den Anfang gestellt. Sie sollen die Freiheit des Staatsbürgers 
schützen und unabänderlich sein. Um ein gefestigtes Staatswesen zu gewährleisten, wird die 
deutsche Verfassung von 1919 in einigen Punkten geändert. Das Volksbegehren und die di-
rekte Wahl des Staatsoberhaupts durch das Volk werden z.B. abgeschafft. 
Die ständigen Verfassungsorgane der Bundesrepublik Deutschland sind:  
Der Deutsche Bundestag als Versammlung der vom Volk gewählten Abgeordneten, der Bun-
desrat als Vertretung der Länderregierungen, der Bundespräsident, die Bundesregierung und 
das Bundesverfassungsgericht.  
Die Bundesregierung besteht aus dem Bundeskanzler und den Bundesministern. Die Richtli-
nien der Politik bestimmt und verantwortet der Bundeskanzler.  
Die Gemeinde-, Kreis-, Länder- und Bundeswahlen werden im Grundgesetz nicht eindeutig 
festgelegt, so daß in den folgenden Jahren ständig neue Wahlgesetze beschlossen werden, die 
naturgemäß den größeren Parteien Vorteile verschaffen. Das Wahlgesetz vom 25. Juni 1953 
schaltet später alle kleineren "Splitterparteien" aus, wenn sie bei den Wahlen nicht mindestens 
5 % aller abgegebenen Wählerstimmen oder die meisten Wählerstimmen in einem Wahlbezirk 
erzielen. 
Nach den leidvollen Erfahrungen des NS-Terrors wird im deutschen Grundgesetz (Artikel 20 
Abs. 4) ausdrücklich ein Widerstandsrecht verankert. Das Widerstandsrecht besteht danach 
gegen jeden (auch gegen die öffentliche Gewalt), der die verfassungsmäßige Ordnung zu be-
seitigen versucht. Dieses Widerstandsrecht kann durch keine Verfassungsänderung aufgeho-
ben werden. 
Die Urfassung des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949 enthält 
außerdem wesentliche Beschränkungen deutscher Hoheitsrechte, um Wiedergutmachungen 
und die Einbindung in Europa zu garantieren.  
Im Artikel 24 des Grundgesetzes war bereits die Möglichkeit vorgesehen, deutsche Hoheits-
rechte an zwischenstaatliche Einrichtungen bzw. an andere Staaten zu übertragen, um angeb-
lich eine friedliche und dauerhafte Ordnung in der Welt zu gewährleisten. 
Die ursprüngliche Fassung des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 
1949, die im Bundesgesetzblatt 1949 Nr. 1 veröffentlicht wird, lautet wie folgt (x859/...): 
>>… Artikel 24 
(1) Der Bund kann durch Gesetz Hoheitsrechte auf zwischenstaatliche Einrichtungen übertra-
gen.  
(2) Der Bund kann sich zur Wahrung des Friedens einem System gegenseitiger kollektiver 
Sicherheit einordnen; er wird hierbei in die Beschränkungen seiner Hoheitsrechte einwilligen, 
die eine friedliche und dauerhafte Ordnung in Europa und zwischen den Völkern der Welt 
herbeiführen und sichern.  
(3) Zur Regelung zwischenstaatlicher Streitigkeiten wird der Bund Vereinbarungen über eine 
allgemeine, umfassende, obligatorische, internationale Schiedsgerichtsbarkeit beitreten. …<< 
Die Präambel (feierliche Einleitung) des Grundgesetzes lautet (x067/226): >>Im Bewußtsein 
seiner Verantwortung vor Gott und den Menschen, von dem Willen beseelt, seine nationale 
und staatliche Einheit zu wahren und als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa 
dem Frieden der Welt zu dienen, hat das deutsche Volk in den Ländern Baden, Bayern, Bre-
men, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-
Holstein, Württemberg-Baden und Württemberg-Hohenzollern, um dem staatlichen Leben für 
eine Übergangszeit eine neue Ordnung zu geben, kraft seiner verfassungsgebenden Gewalt 
dieses Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland beschlossen.  
Es hat auch für jene Deutschen gehandelt, denen mitzuwirken versagt war. Das gesamte deut-
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sche Volk bleibt aufgefordert, in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutsch-
lands zu vollenden.<< 
Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland wird damals nicht aufgrund des Selbstbe-
stimmungsrechtes des deutschen Volkes erlassen, wie es in der Präambel heißt, sondern das 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland wird formalrechtlich infolge eines gemeinsa-
men Aktes der Militärgouverneure der drei Westmächte - als oberste Befehlshaber und Inha-
ber der obersten Gewalt in ihren Besatzungszonen - in Kraft gesetzt. 
Der SPD-Abgeordnete Carlo Schmidt (einer der "Väter" des deutschen Grundgesetzes) 
schreibt damals über den letzten Satz der Präambel (x024/226-227): >>Dieser letzte Satz der 
Präambel ist ein unverjährbarer Auftrag, dem sich alle deutsche Politik zu unterwerfen hat. 
Das Grundgesetz hat es also ausdrücklich vermieden, irgend etwas aufzunehmen, aus dem der 
Schluß gezogen werden könnte, es sei von einer eigenen westdeutschen Staatsnation ausge-
gangen.<< 
Der deutsche Historiker Hermann Graml schreibt später über das "Wiedervereinigungsgebot" 
in der Präambel des Grundgesetzes (x073/233-234): >>Es existierte doch immer noch ein un-
gebrochenes Nationalgefühl ...  
Die Vorstellung, die Nation könne dauernd oder auch nur längere Zeit getrennt bleiben, er-
schien unter dem Einfluß des Bewußtseins der Zusammengehörigkeit nach wie vor nahezu 
allen Westdeutschen nicht allein als unerträglich, sondern als absurd.  
Daher wurde die Bundesrepublik, obwohl und weil ihre Gründung, die Spaltung der Nation 
gerade so recht sichtbar gemacht hatte, notwendigerweise – auch von der Regierung und ih-
rem Kanzler – als Provisorium verstanden, ihre Wiedervereinigung mit der vorerst draußen 
gebliebenen SBZ zu einem mit Selbstverständlichkeit proklamierten Ziel deutscher Politik.<< 
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein (1906-1984) schreibt später über die 
Unterzeichnung des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland (x063/634): >>Obgleich 
sich die tatsächliche Wirksamkeit des Grundgesetzes auf die ehemaligen 3 westlichen Besat-
zungszonen, die nunmehrige Bundesrepublik Deutschland beschränkte, so wurde doch in der 
Präambel gesagt, das Deutsche Volk in den, namentlich aufgeführten, Bundesländern habe 
"auch für jene Deutschen gehandelt, denen mitzuwirken versagt war". 
Das Grundgesetz und die Bundesrepublik sind ein Provisorium. Gemäß Artikel 146 verliert 
jenes seine Gültigkeit an dem Tage, da eine vom gesamten deutschen Volke frei beschlossene 
Verfassung in Kraft tritt. Darin ist der bindende und unabdingbare Auftrag enthalten, sowohl 
die Freiheit der Entscheidung zu bewahren als auch niemals das Ziel der Wiedervereinigung, 
gemäß demokratischen Grundsätzen und Menschenrechten, preiszugeben. ...<< 
Dr. Hans Joachim Berbig (1935-2013) schreibt später über die Verkündung des Grundgeset-
zes und die Gründung der Bundesrepublik Deutschland sowie die Gründung der Deutschen 
Demokratischen Republik (x287/193): >>Das "vorläufige" Grundgesetz des westdeutschen 
Teilstaates wurde ohne direktes Mandat des deutschen Volkes im Auftrag der westlichen Be-
satzungsmächte erarbeitet und am 23. Mai 1949 im Sitzungssaal des Parlamentarischen Rates 
in Bonn in einem feierlichen Staatsakt verkündet. ...  
Der erstmals gebrauchte Staatsname im Titel soll auf die gesamtdeutsche Verpflichtung hin-
weisen. Unter Auseinandersetzung mit den Erfahrungen der Weimarer Verfassung und dem 
Nationalsozialismus entstand der rechts- und sozialstaatliche sowie das föderalistische und 
demokratische Prinzip. Der Grundrechtskatalog knüpft an die Vorarbeit der Paulskirchenver-
fassung von 1849 an. ... 
Die staatliche Organisation des zweiten deutschen Teilstaates beginnt bereits im Dezember 
1947 mit dem Deutschen Volkskongreß, der aus gewählten Delegierten vor allem aus der 
SBZ, aber auch den Westzonen bestand.  
Am 7. Oktober 1949 trat die erste der Serienverfassungen der Deutschen Demokratischen Re-
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publik in Kraft. ...<<  
30.05.1949  
BRD: Der deutsche CDU-Politiker Ludwig Erhard (1897-1977) erklärt am 30. Mai 1949 in 
Köln (x112/707): >>... Die zwischenstaatliche Wirtschaft muß genauso von den Verkrustun-
gen der Zwangswirtschaft, der staatlichen Reglementierung befreit werden, wie die einzelnen 
Nationalwirtschaften.  
Dies ist besonders im Interesse der Wirksamkeit der Marshall-Hilfe notwendig, denn hier 
zeigt sich, daß es den beteiligten Ländern oft mehr auf einen möglichst großen Anteil an den 
Lieferungen als auf einen aufrichtigen Geist der europäischen Zusammenarbeit ankommt. Die 
Verteilung der Marshall-Plankredite an die einzelnen Länder birgt die Gefahr in sich, daß eine 
Entwicklung eingeleitet wird, an deren Ende eine großangelegte europäische Planwirtschaft 
steht. Hier gilt es zu warnen und Fehlinvestitionen zu vermeiden.<< 
Mai 1949 
BRD: In der britischen und nordamerikanischen Besatzungszone werden im Mai 1949 täglich 
1.851 Kalorien zugeteilt. 
12.06.1949 
BRD: Konrad Adenauer schreibt am 12. Juni 1949 an den US-Manager Dannie N. Heine-
mann (x095/90-92): >>... 1.) Die Pariser Konferenz wird mit größter Wahrscheinlichkeit völ-
lig oder ungefähr negativ ausgehen. Das ist gut so. Jede Verbindung zwischen Westdeutsch-
land und Ostdeutschland würde, solange dieses Ostdeutschland nichts anderes als ein Satellit 
Sowjet-Rußlands ist, die Macht der Sowjets in Deutschland stärken. 
2.) Das Ausscheiden von General Clay ist allgemein von uns bedauert worden. Er hatte sich ... 
vorzüglich eingearbeitet. Er ist ein kluger Mann. Kennen sie seinen Nachfolger, Herrn Mc-
Cloy? Wenn sie ihn kennen, so weisen Sie ihn bitte auf mich hin. 
3.) Die Europäische Union, der Zusammenschluß Westeuropas, ist eine nicht sehr aussichts-
reiche Angelegenheit, weil anscheinend England, wohl im Hinblick auf seine Dominien (frü-
here Teile des Commonwealth), einen wirklichen Zusammenschluß verhindert. Das europäi-
sche Parlament z.B., das vorgesehen ist, soll nur ein Mal im Jahre einen Monat lang tagen. Es 
kann nur konsultative Beschlüsse fassen. Meines Erachtens muß Amerika mit größter Energie 
darauf dringen, daß es wirklich zu einer Europäischen Union kommt. Es ist sonst Westeuropa 
gegenüber Asien nicht zu halten. 
4.) Die wirtschaftliche Lage in Deutschland betrachte ich mit einer gewissen Besorgnis. Es 
mangelt uns an Kapital. Dadurch kommt die Wirtschaft ins Stocken, die Arbeitslosigkeit 
nimmt zu.  
5.) Die Bundestagswahlen sind am 14. August. Ihr Ausgang ist von größter internationaler 
Bedeutung. Wenn sie für die Sozialdemokratie erfolgreich verlaufen, wird eine sozialistische 
deutsche Regierung in Abhängigkeit sein von der sozialistischen englischen Regierung. Beide 
zusammen werden dem neuen Europa ein sozialistisches Gesicht geben. 
Die Labour-Party unterstützt gutem Vernehmen nach die deutsche Sozialdemokratie mit gro-
ßen Geldmitteln. Die englische Regierung hat die öffentliche Meinung in der britischen Zone, 
die mehr als die Hälfte der drei Zonen umschließt, fast ganz in die Hände der Sozialdemokra-
ten gespielt. Das gilt sowohl vom Rundfunk, wie von den Nachrichtenagenturen, wie vom 
Zeitungswesen. 
Wenn es ihrer Überzeugung entspricht, so machen Sie bitte maßgebende amerikanische Krei-
se darauf aufmerksam, daß die CDU, meine Partei, demokratisch, fortschrittlich und sozial, 
aber nicht sozialistisch ist, daß die amerikanischen Stellen der Unterstützung der Sozialdemo-
kratie durch die Briten entgegenwirken müssen. ...<< 
20.06.1949 
BRD: Dr. Kurt Schumacher (1895-1952, von 1946-52 SPD-Vorsitzender) berichtet am 20. 
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Juni 1949 in Gelsenkirchen (x268/213): >>... Deutschland hat schon jetzt mehr Reparationen 
bezahlt als nach dem Ersten Weltkrieg.<< 
Frankreich:  Der Außenministerrat der Siegermächte beschließt während einer Konferenz in 
Paris (3. Mai bis zum 20. Juni 1949), daß die Grenzen Österreichs vom 1. Januar 1938 beibe-
halten werden sollen (x006/577). 
22.06.1949 
SBZ: Sämtliche Apotheken werden durch eine DWK-Verordnung vom 22. Juni 1949 ver-
staatlicht.  
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Apotheken" in 
der SBZ (x009/24): >>Alle Apotheken wurden durch Verordnung der DWK vom 22.6.1949 
enteignet, alle Realrechte für erloschen erklärt. ...  
Das Apothekenwesen wurde 1958 gesetzlich geregelt. Es soll nur noch "staatliche Apotheken" 
geben, die als öffentliche Apotheken von den Kreisen geführt werden (daneben Krankenhaus-
apotheken, tierärztliche Apotheken und nichtöffentliche Apotheken für besonderen Bedarf 
staatlicher Einrichtungen, insbesondere der Nationalen Volksarmee). ...<< 
21.07.1949 
BRD: Während einer CDU/CSU-Veranstaltung im Heidelberger Schloß macht Konrad Ade-
nauer am 21. Juli 1949 die mitteldeutsche und die Ostberliner SPD für die Teilung Deutsch-
lands verantwortlich (x112/732): >>... Es ist eine historische Schuld der Sozialdemokratie in 
der Ostzone und in Berlin, daß sie den einheitlichen Widerstand der deutschen Parteien in der 
russischen Besatzungszone gegen den Kommunismus und gegen die Russen zerbrochen 
hat.<< 
Der deutsche Jurist und SPD-Politiker Heinrich Troeger (1901-1975) schreibt damals in sei-
nem Tagebuch über Adenauers Heidelberger Wahlkampfrede (x112/732): >>... Ich möchte 
wissen, was Herr Adenauer zu antworten hätte, wenn jemand ebenso laut und vernehmlich 
behaupten wollte, die katholische Kirche wäre am Nationalsozialismus schuldig, denn Hitler, 
Heß, Goebbels und viele andere Führer der NSDAP sind Katholiken gewesen.  
So geht es nun wirklich nicht!<< 
USA: Das Nachrichtenmagazin "Der Spiegel" (30/1949) berichtet am 21. Juli 1949: >>Man 
sagt Ya statt Yes  
Sir Brian Robertson, Englands Militärgouverneur für Deutschland, fand dieser Tage ein dor-
niges Telegramm auf seinem Schreibtisch:  
"Amerikaner deutschen Ursprungs legen gegen Demontage deutscher Fabriken schärfsten Pro-
test ein. Fortgesetzter Abbau der Fabriken bürdet dem amerikanischen Volk weitere Opfer 
auf."  
Absender die Wählervereinigung der Amerikaner deutscher Herkunft in New York. 
Diese Vereinigung besteht schon seit vielen Jahren. Auch die Amerikaner polnischer, irischer 
oder italienischer Herkunft haben solche Gemeinschaften. In der amerikanischen Politik spre-
chen sie nicht selten ein gewichtiges Wort mit. Besonders vor den Präsidentenwahlen. Da spa-
ren die Parteien nicht mit Zugeständnissen und Versprechungen. 
Seit den letzten Novemberwahlen holte auch die Wählervereinigung der Deutschamerikaner 
an kriegsverlorenem Einfluß wieder auf. Wahlanalytiker wollten wissen, daß die Demokraten 
ihren Wahlsieg zum mindesten in einigen Staaten den Deutschamerikanern zu verdanken ha-
ben. Harry S. Truman müsse sich wenigstens zum Teil bei den Deutschamerikanern bedan-
ken, daß er im Weißen Hause sitze. 
Dessen war sich Harry auch wohl bewußt. Noch am Vorabend der Wahl beehrte er die Ein-
weihungsfeier eines deutschamerikanischen Turnerheims mit einem betont herzlichen Tele-
gramm und mit freundlichen Versprechungen. 
Die Mehrzahl der Deutschamerikaner kehrte denn auch zur alten Tradition zurück: sie wählte 
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demokratisch. Nur in der Roosevelt-Ära stimmten die Deutschblütigen republikanisch. Die 
deutschfeindliche Haltung des Präsidenten und seiner Clique verstimmte sie. 
Die Deutschamerikaner lehnten es immer ab, sogenannte Bindestrich-Amerikaner zu sein. 
Auch im letzten Krieg taten sie vorbehaltlos ihre - amerikanische - Pflicht. Die starke Assimi-
lationskraft des amerikanischen Bodens formte sie zu Amerikanern. Nicht ganz so schnell wie 
die britisch geborenen Neubürger, jedoch schneller als Italiener und Iren. 
Selbst Hitler nahm sie nicht als Volksdeutsche in Anspruch. Und Goebbels wies die Flug-
blattverfasser der Wehrmacht an, keine Sonderausgabe für die Deutschamerikaner jenseits der 
HKL zu drucken. Er wußte, es war zwecklos. 
Dennoch pflegen die Müllers und die Schulzes, die Neumanns und Hubers selbst im großen 
Menschenkessel New York - wie eine Erinnerung an eine verklungene Welt - die alten deut-
schen Bräuche. Erst kürzlich holten sie die vor acht Jahren eingemotteten Trachten zum er-
stenmal wieder aus den Schränken und demonstrierten vor erstaunten Amerikaneraugen die 
Treue zur Heimat. 
Allein in New York gibt es Hunderte von deutschamerikanischen Gesangvereinen. In unge-
zählten deutschen Küchen brutzeln Braten nach deutscher Art. Auch Feinschmecker nicht-
deutschen Geblüts wissen die hohen Leistungen der deutschamerikanischen Restaurants zu 
schätzen. 
Eine britische Journalistengruppe beschwerte sich, als man sie auf einer offiziellen USA-
Reise mitten im Kriege ausgerechnet in ein deutschamerikanisches Restaurant führte. Dort sei 
das Menü besser, erklärte ihnen kurz und bündig der Reiseführer des "Information Service". 
Von 1683 bis 1870 zogen in Fünfzig-Jahres-Abständen immer neue Schübe deutscher Aus-
wanderer über den großen Teich. Das war schon damals nicht leicht. Man verkaufte all sein 
Hab und Gut. In Le Havre wurde ein primitiver Segler gechartert. Den Strapazen der Über-
fahrt erlag mancher Möchtegern-Amerikaner. 
In vielen Staaten, bis nach Kalifornien hin, gab es eingesprenkelte deutsche Siedlungen. Grö-
ßere Gruppen der "Neukommer" gingen nach Pennsylvanien. Nicht nur aus religiösen Grün-
den wählten sie das Land des großen Quäkers William Penn. Die Landschaft dort erinnerte ein 
wenig an die alte Heimat. 
Ein Zentrum dieser deutschen Siedlungen ist Lancaster im südöstlichen Pennsylvanien. Noch 
heute wird dort das Pennsylvania-Dutch gepflegt - eine Art pfälzischer Dialekt mit einigen 
englischen Brocken. Man sagt "Ya" statt "Yes". 
"The Pennsylvania-Dutchman", eine Zeitschrift, die sich um die Pflege der Tradition bemüht, 
behauptete erst kürzlich, dieses Pennsylvania-Dutch sei durchaus eine lebende Sprache.  
Die Gesellschaft "Dutch Folklore Center Inc." bemüht sich, die alten Bräuche vor dem Aus-
sterben zu bewahren. Noch heute sind die Siedler stolz auf ihre bäuerliche Kultur. Sie besitzen 
"die schönsten Scheunen der Erde", behaupten die Farmer in pfälzisch formuliertem amerika-
nischem Superlativ. Allein in Pennsylvania leben 900.000 Amerikaner deutscher Abstam-
mung. 
Als während des Krieges Roosevelts Propagandawelle über das Land ging, mußten die 
Deutschamerikaner sich ducken. Nun sind sie politisch wieder recht aktiv. In vielen deutsch 
geschriebenen Zeitungen und Zeitschriften kritisieren sie die amerikanische Deutschlandpoli-
tik. 
Harte Töne sind nicht selten. Seit einem halben Jahr sägen und nagen sie vor allem an den 
Wurzeln der These von der Kollektivschuld der Deutschen und auch von der alleinigen 
Kriegsschuld Deutschlands. 
So gab beispielsweise William Lemke, ein Amerikaner deutscher Herkunft, der kürzlich in 
Norddakota wieder in den Kongreß gewählt wurde, eine Dankesbotschaft an seine Wähler 
heraus. Darin heißt es:  
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"Ich protestiere gegen die Hinrichtung deutscher und japanischer Persönlichkeiten. Einige von 
ihnen starben, da sie zuviel wußten und man ihnen den Mund verschließen mußte. Vielleicht 
aber wird die Geschichte dennoch alles das aufdecken, was sie von den schmutzigen Hinter-
gründen des zweiten Weltkrieges wußten. Dann wird sich vielleicht zeigen, daß unsere Flügel 
nicht ganz so weiß waren, wie einige unserer Kriegsverantwortlichen es so gerne wahr haben 
möchten." 
Noch stärker ins Horn stieß Dr. Ludwig Adolphus Fritsch, ein deutschamerikanischer Pfarrer 
aus Chicago. Er verfaßte eine Schrift "Das Verbrechen unserer Zeit", in der Amerika zu lesen 
bekam:  
"Deutschland wurde beschuldigt, einen Angriffskrieg begonnen zu haben. Deshalb sind füh-
rende deutsche. Persönlichkeiten hingerichtet worden. Jeder Historiker aber weiß, daß das 
eine große Lüge ist. Die Deutschen verfolgten lediglich das berechtigte Ziel, Europa mit fried-
lichen Mitteln zu retten ..." 
Dr. Fritschs Attacke stieß auf starken Widerspruch. Einige Gruppen riefen nach dem Kadi. 
Besonders heftig protestierte die "Gesellschaft zur Verhinderung des dritten Weltkrieges", 
eine rußlandfreundliche Henry Wallace-Gruppe. Schon spricht man in den USA von "Neo-
Nazismus", diesmal sogar im eigenen Heim. Aber der Geistliche aus Chicago nimmt für sich 
das Recht der freien Rede in Anspruch. Seine Schrift wandert von Hand zu Hand. 
Viele Deutschamerikaner, die trotz der Depression die nötigen Dollars sparen können, wollen 
in der nächsten Zeit die alte Heimat wiedersehen. In den Reisebüros in Pennsylvania ist 
Hochbetrieb. Rhein und Neckar locken. Und außerdem möchte man sich mit eigenen Augen 
davon überzeugen, ob es (der) Militärgouverneur in der US-Zone richtig oder falsch macht.<< 
24.07.1949 
BRD: Dr. Kurt Schumacher (1895-1952, von 1946-52 SPD-Vorsitzender) erklärt am 24. Juli 
1949 in Köln nach Adenauers Heidelberger Wahlkampfrede vom 21. Juli 1949 (x112/734): 
>>Ich habe den Mann nach sorgfältiger Beobachtung noch nie als Persönlichkeit begriffen. ... 
Die Heidelberger Rede berechtigt dazu, den Namen Adenauer in "Lügenauer" umzuändern. 
...<<  
31.07.1949  
BRD: Adenauer verspricht am 31. Juli 1949 bei seinen Wahlkampfreden, ein Ministerium für 
die Vertriebenenprobleme zu bilden. 
14.08.1949  
BRD: In den 3 Westzonen findet am 14. August 1949 die 1. Bundestagswahl der Bundesre-
publik Deutschland statt (x089/82): >>CDU/CSU = 31 %, SPD = 29,2 %, FDP = 11,9 %, 
KPD = 5,7 %, DP = 4 %, Sonstige = 19,2 %.<< 
24.08.1949 
BRD: Dr. Kurt Schumacher (1895-1952, von 1946-52 SPD-Vorsitzender) schreibt am 24. 
August 1949 über den Wahlausgang der ersten Bundestagswahl (x112/750): >>Ohne diese 
praktische Wahlhilfe des britischen Außenministeriums und des Genossen Bevin für die CDU 
wären wir wenigstens formal die stärkste Partei geworden, ohne damit an der Entwicklung 
zum Bürgerblock etwas Beträchtliches hätten ändern (zu) können. ...<< 
Die auf Bundesebene organisierten Landsmannschaften der Vertriebenen schließen sich in 
Bad Homburg im Verband Vereinigter Ostdeutscher Landsmannschaften (VOL) zusammen, 
den man im Jahre 1952 in Verband der Landsmannschaften (VdL) umbenennt. Vorsitzender 
des VOL wird der sudetendeutsche Politiker Rudolf Lodgman von Auen (1877-1962). 
28.08.1949 
BRD: Dr. Kurt Schumacher (1895-1952, von 1946-52 SPD-Vorsitzender) schreibt am 28. 
August 1949 über das Wahlergebnis der ersten Bundestagswahl (x112/750): >>... Es ist nicht 
die Frankfurter Wirtschaftspolitik, die uns im Wahlergebnis so sehr geschadet hat, als viel-
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mehr die kämpfende Kirche, die nicht sehen will, daß hier ein deutsches Staatswesen neu ent-
stehen soll, sondern die die Neuregelung und Ausweitung der kirchlichen Rechte im Auge 
hat.<< 
August 1949 
SBZ: Im August 1949 werden in der gesamten sowjetischen Zone verstärkt Arbeiterfamilien 
für den Uranbergbau in den Erzgebirgskreis Aue zwangsweise umgesiedelt.  
Es handelt sich bei diesen "Umgesiedelten" vor allem um reichs- und volksdeutsche Flücht-
linge und Vertriebene. 
Jugoslawien: Im berüchtigten Kriegsgefangenenlager 233 in Werschetz werden im August 
1949 wieder mehrere deutsche Offiziere zu Tode gefoltert, weil sie keine Kriegsverbrechen 
gestehen wollen, die sie nicht begangen haben (x130/229). 
Gefangene Wehrmachtsoffiziere berichten der Wissenschaftlichen Kommission der deutschen 
Bundesregierung für Kriegsgefangenengeschichte später über die Folterungen im jugoslawi-
schen Kriegsgefangenenlager 233 in Werschetz (x130/217,227-229): >>Eines Nachts hörte 
ich die ersten Schreie. Ich habe in meinem Leben viele Menschen vor Schmerzen schreien 
hören. Aber dieses Schreien in dunkler Nacht, das in Wimmern überging, um dann plötzlich 
wieder zu einem langgezogenen Ton anzuschwellen, hatte ich bisher noch nicht gehört.  
Das war systematisches Quälen und Foltern von Menschen, wie es in den Folterkammern der 
Inquisition, vielleicht auch in Hitlers Konzentrationslagern geschah. ...<< 
>>... Stundenlang hörten wir die Geräusche der Prügelei, oft höhnisches Gelächter der Ver-
nehmenden, lautes, immer stärker werdendes Stöhnen, Röcheln, und dann wieder lautes 
Schreien der unter fürchterlichen Schmerzen gequälten Kameraden. ... 
(General Gerhard Henke:) Ich wurde scharf nach rückwärts gefesselt und im barbarischen Ton 
aufgefordert, mich mit dem Bauch auf den Tisch zu legen. Einer der Vernehmer riß mich am 
Oberarm über den Tisch. Mein rechtes Knie schlug schwer gegen die Tischkante. Man band 
meine beiden Fußgelenke mit einem Strick zusammen, zog die Füße nach rückwärts hoch und 
knotete sie scharf an die auf dem Rücken gefesselten Hände. 
Der Strick wurde dann weiter um den Hals geführt und auf dem Rücken wieder irgendwo zu-
sammengebunden. Sie warfen mich nun wie ein lebendiges Paket vom Tisch auf die Erde hin-
unter. Ich schlug mit dem Brustkorb, den Knien und dem Kinn schwer auf. 
Halb betäubt hörte ich, wie meine Peiniger auf Serbisch etwas besprachen. Ich erwartete die 
ersten Schläge. Aber sie hatten sich noch eine andere Gemeinheit ausgedacht. Sie stülpten 
einen Schemel um und legten mich mit Brust und Bauch auf die vier Schemelfüße. Mein Kopf 
hing vorn herunter. Dann schlugen zwei mit Knüppeln ununterbrochen mit voller Wucht auf 
Rücken und Füße. Ein schneidender Schmerz vom linken Fuß ausgehend zog durch den gan-
zen Körper. Auch bohrten sich die Schemelbeine mit jedem Schlag in die Lenden. 
Ob ich gebrüllt oder gestöhnt habe, weiß ich nicht. Die weiteren Schläge fühlten sich immer 
dumpfer an. Dann verlor ich das Bewußtsein. ... 
(Oberleutnant Dr. Martin Speer:) Dieser hatte aus seiner christlichen Einstellung heraus abge-
lehnt, immer weiter erfundene Greueltaten anzugeben. Dafür wurde er, wie Augen- und Oh-
renzeugen erzählten, so lange geschlagen und an den Händen aufgehängt, bis er gestorben ist. 
... (Hauptmann) Föhner betete und rief zu Gott, sein Anblick war furchtbar. Die rechte Ge-
sichtshälfte war fast gänzlich verkrustet mit Blut. In seinem Blick saß Angst, Verzweiflung, 
Entsetzen. ... 
Er rief in seiner Not wieder Gott an. Zwei der Jugoslawen packten F., dessen Hände gefesselt 
waren und spannten ihn über das Bett. Die zusammengebundenen Arme legte man über die 
oberen Pfosten und die Füße band man mit Draht an den unteren Pfosten fest. Die vordere 
Körperseite war dem Erdboden zugewandt. 
Einer nach dem anderen sprang ihm nun auf den Rücken. ...<< 
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Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung für Kriegsgefangenenge-
schichte berichtet später über die extremen Mißhandlungen im jugoslawischen Kriegsgefan-
genenlager 233 in Werschetz (x130/219,240): >>Lassen sich die Übergriffe in der Zeit unmit-
telbar nach Kriegsende notfalls noch aus dem Siegestaumel heraus erklären, wenn auch damit 
keineswegs entschuldigen, so kann das in keinem Falle für die methodische Handlungsweise 
jugoslawischer Organe in Werschetz 1949, insbesondere für die dort begangenen schweren 
Folterungen und die dadurch verursachten Todesfälle, gelten.  
Das kann um so weniger für die Werschetzer Vorgänge gelten, als es der jugoslawischen Ge-
wahrsamsmacht vier Jahre nach Kriegsende hätte möglich sein müssen, bei allen für die 
Kriegsgefangenen zuständigen Stellen auf die Beachtung der Artikel 60 bis 67 des Genfer 
Kriegsgefangenen-Abkommens von 1929 hinzuwirken. ... 
Schon die Umstände, unter denen bereits vor Beginn der Werschetzer Prozesse drei profilierte 
Persönlichkeiten unter den Gefangenen gewaltsam ums Leben kamen, deuten auf eine Ver-
schärfung der Situation hin, deren Ursprünge nicht zuletzt in der Haltung der jugoslawischen 
Regierung der Kriegsgefangenenfrage zu suchen sind. ...<< 
>>... Wie viele Kriegsgefangene den Folterungen unmittelbar oder an deren Folgen während 
der Strafverbüßung erlegen sind, läßt sich mit Sicherheit nicht sagen. Die von Heimkehrern 
am häufigsten genannten Zahlen bewegen sich zwischen 50 und 60 Todesfällen.  
Diese Ungewißheit resultiert einmal aus der Tatsache, daß die Umstände, unter denen sich die 
Ereignisse abspielten, den Gefangenen keinen Einblick in das Gesamtgeschehen erlaubten; 
zum anderen daraus, daß der Werschetzer Lagerarzt, der frühere Oberfeldarzt und Neurologe 
Dr. Joachim Rost, der die mißhandelten Gefangenen versorgt hat und die einzelnen Todesfälle 
hätte registrieren können, nach seinen eigenen Angaben gegenüber Mitgefangenen gezwungen 
war, die wahre Todesursache im Einzelfall zu verschleiern. ...  
In einer Reihe von Fällen ist es indessen durchaus möglich zu beweisen, daß der Tod von 
Kriegsgefangenen eine unmittelbare Folge der Mißhandlungen gewesen ist.<< 
07.09.1949 
SBZ: Die SED gründet am 7. Oktober 1949 die Nationale Front. 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die Gründung der 
"Nationalen Front" (x009/302): >>Gegründet am 7. Oktober 1949, hervorgegangen aus dem 
Volkskongreß.  
Die Nationale Front soll als "breiteste Massenbewegung" auch die Teile der Bevölkerung poli-
tisch beeinflussen und aktivieren, die sich allen anderen Organisationen entziehen konnten. 
Ohne individuelle Mitgliedschaft baut sie ihre Organisation auf den Haus- und Hofgemein-
schaften auf und verfügt auf allen Ebenen des Systems über sog. Ausschüsse und Aktive. ... 
Der weitaus wichtigere Apparat der Nationalen Front besteht überwiegend aus SED-
Funktionären ... 
Das Programm der Nationalen Front ist die allgemeinste Formulierung der SED-Politik und 
ist - als "genereller Volkswille" verstanden - für alle anderen Parteien und die Massenorgani-
sationen bindend. Zu seiner Verbreiterung veranstaltet die Nationale Front regelmäßige "Auf-
klärungseinsätze" und unterhält eine Anzahl von Aufklärungslokalen (Agitation). Die Natio-
nale Front nimmt zunehmend die früheren Aufgaben des "Demokratischen Blocks" (Blockpo-
litik) wahr; in ihrem Namen werden z.B. die Einheitslisten zu den jeweiligen Wahlen aufge-
stellt und die Kandidaten für die Richter- und Schöffenwahlen benannt. ... 
Die ursprüngliche gesamtdeutsche Zielsetzung der Nationalen Front, "Sammlung aller auf-
rechten Deutschen zum Kampf um die Einheit Deutschlands und für den Abschluß eines Frie-
densvertrages", ist zugunsten innenpolitischer Aufgaben seit 1955 mehr und mehr in den Hin-
tergrund getreten. Seit 1958 ist die Nationale Front allerdings wieder verstärkt in die Infiltrati-
onstätigkeit nach und in Westdeutschland und West-Berlin eingespannt. Sie arbeitet dabei 
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streng nach den Weisungen des Politbüros und des ZK der SED. ... 
Für "Verdienste um den Kampf für ein einheitliches, friedliebendes Deutschland" wird vom 
Präsidenten des Nationalrates der Nationalen Front die "Ernst-Moritz-Arndt-Medaille" verlie-
hen.<< 
Berlin:  Der SPD-Politiker Ernst Reuter (1889-1953, seit 1948 Oberbürgermeister von West-
Berlin) erklärt am 7. September 1949 im US-Radiosender "RIAS" zur Konstituierung des 
Bundestages (x112/768): >>... Es fehlen noch die 5 Fahnen und Wappen der Länder der ost-
deutschen Zone, und es fehlt vielleicht auch noch die volle wirklich klare Erkenntnis, daß die 
Rückgewinnung des Ostens und Berlins, die Wiedergewinnung eines einheitlichen Deutsch-
lands nicht ein Geschenk vom Himmel ist, sondern daß die Rückgewinnung der Einheit 
Deutschlands von uns erkämpft, erobert und erstritten werden muß.<< 
12.09.1949  
BRD: Der FDP-Politiker Theodor Heuss (1884-1963) wird am 12. September 1949 zum Bun-
despräsidenten gewählt.  
Der erste Bundespräsident der Bundesrepublik Deutschland ist ein ungewöhnlich beliebter 
Politiker. Heuss wird von der Bevölkerung in den folgenden Jahren sehr verehrt und geachtet. 
Bundespräsident Theodor Heuss, der sich wesentlich an der Formulierung des Grundgesetzes 
beteiligt hat, erklärt während seiner Antrittsrede vor dem deutschen Bundesrat und Bundestag 
am 12. September 1949 (x105/307-308): >>Niemand wird, so hoffe ich, mißdeuten, und man-
cher wird verstehen, wenn ich in dieser mich sehr bewegenden Stunde, die mein Leben ver-
wandelt, zunächst sehr persönliche Dinge anspreche und zweier Männer gedenke:  
Mein früh verstorbener Vater hat in die Seelen seiner jungen Söhne die Legenden des Jahres 
1848 gegossen, die mit der Familiengeschichte verbunden sind, und uns einen Begriff davon 
gegeben, daß die Demokratie und Freiheit nicht bloße Worte, sondern lebensgestaltende Wer-
te sind.  
Ich darf weiter an Friedrich Naumann denken, ... ohne den ich nicht das wäre, was ich bin, 
dem ich zumal das Wissen verdanke, das als Erbe in mir geblieben ist, daß die Nation nur le-
ben kann, wenn sie von der Liebe der Massen ihres Volkes getragen wird, und von dem ich 
gelernt habe, daß die soziale Sicherung mit die Voraussetzung der politischen Sicherung ist. ... 
Gestatten Sie mir noch ein persönliches Wort. In den Zeitungen habe ich in den letzten Tagen 
allerhand seltsame Dinge von mir lesen können, nette Sachen. Aber es wurde darin auch ge-
sagt, mir fehle die Ellenbogenkraft, die zum Politiker gehöre.  
Ich selber habe das Gefühl: Von der Ellenbogenpolitik haben wir reichlich genug gehabt. Ich 
betrachte es persönlich als einen Gewinn meines Lebens, im öffentlichen Leben tätig zu sein, 
daß ich die Worte so gebrauche, daß ich auf der Rechten wie auf der Linken persönliche 
Freundschaft und Vertrauensleute besaß, heute besitze und es wird so bleiben. 
Mir scheint, daß dieses Amt, in das ich gestellt bin, keine Ellenbogen vertragen kann, sondern 
daß es den Sinn hat, über den Kämpfen, die kommen, die notwendig sind, die ein Stück des 
politischen Lebens darstellen, als ausgleichende Kraft vorhanden zu sein. 
Wir sind eine Bundesrepublik. ... Wir wollen in Deutschland keinen Zentralismus haben. Wir 
haben die Lehre der Nationalsozialisten hinter uns, die gezeigt haben, wohin es führt, wenn 
der deutsche Mensch genormt werden soll. Wir wollen nicht den genormten Deutschen. Wir 
wollen diese Aussprache. Die Länder sollen ihr Eigenleben führen, aber nicht ihr Sonderleben, 
sondern im Verband des Gemeinen. ... 
Ich habe selber zum Grundgesetz, als wir es berieten, den Antrag gestellt, daß wir uns als 
stellvertretend empfinden für die deutschen Brüder (im Osten), die an dieser Aufgabe nicht 
mitwirken konnten. Wir wissen gut genug, daß das Herausarbeiten aus unserer Situation, in 
der wir stecken, nicht bloß von uns geleistet wird, sondern daß hier eine Weltproblematik vor-
liegt, die mit dem Mächteschicksal der Anderen verbunden ist. 
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Deutschland braucht Europa, aber Europa braucht auch Deutschland. Wir wissen, daß wir im 
Geistigen ärmer geworden sind in der Hitlerzeit, als uns die Macht des Staates von dem Leben 
der Völker absperrte.  
Aber wir wissen auch dieses: Die Anderen würden ärmer auch ohne das, was Deutschland 
bedeutet.  
Wir stehen vor großen Aufgaben, ein neues Nationalgefühl zu bilden. Es ist eine sehr schwere 
erzieherische und erlebnismäßige Aufgabe, daß wir nicht in den Ressentiments versinken und 
stecken bleiben, in die das Unglück des Staates uns gestürzt hat.  
Wir werden der hochfahrenden Hybris (dem frevelhaften Übermut) ausweichen müssen, die 
oft genug bei den Deutschen zutage getreten ist. Es ist ein seltsames deutsches Volk, das voll 
der größten Spannungen ist, wo das Subalterne neben dem Genial-Spekulativen und der gro-
ßen Romantik steht.  
Wir haben die Aufgabe, uns im politischen Raum zum Maß und zum Gemäßen zurückzufin-
den und unsere Würde neu zu bilden, die wir nie im Innern der Seele verloren. ...<< 
Dr. Horst Heidtmann schreibt später über Theodor Heuss (x051/251): >>Heuss, Theodor, ge-
boren in Brackenheim 31.1.1884, gestorben in Stuttgart 12.12.1963, deutscher Politiker und 
Publizist; 1903 Mitglied der Freisinnigen Vereinigung, 1912-18 Chefredakteur der "Neckar-
Zeitung" in Heilbronn, 1920-33 Dozent an der Hochschule für Politik in Berlin; 1918 Mitbe-
gründer der Deutschen Demokratischen Partei (DDP) und 1924-33 Mitglied des Reichstages.  
Heuss engagierte sich als Journalist und zeitweise 2. Vorsitzender des Schutzverbandes deut-
scher Schriftsteller für Prinzipien der parlamentarischen Demokratie, setzte sich als Autor 
("Hitlers Weg", 1932) wie als Politiker kritisch mit "Kümmerlichkeit", Prinzipienlosigkeit 
und Irrationalismus des Nationalsozialismus auseinander.  
Doch trotz grundsätzlicher Vorbehalte stimmte er im März 33 aus Fraktionsräson dem Er-
mächtigungsgesetz zu. Noch 1933 verlor Heuss seine Dozentenstelle und sein Reichstags-
mandat, bei der Bücherverbrennung flogen auch seine Schriften ins Feuer, dennoch konnte er 
lange Zeit weiter für deutsche Zeitungen schreiben (z.T. unter dem Pseudonym Thomas 
Brackheim); in den Kriegsjahren beschäftigte er sich besonders mit biographischen Arbeiten.  
Gleich nach Kriegsende ging der als Antifaschist von den amerikanischen Besatzungsbehör-
den unterstützte Heuss wieder aktiv in die Politik, wurde 1945 Kultusminister von Württem-
berg-Baden und bemühte sich als Mitbegründer und 1. Vorsitzender der FDP erfolgreich um 
den Zusammenschluß der liberalen Parteien in den Westzonen.  
Am 12.9.49 wurde Heuss zum ersten Präsidenten der Bundesrepublik gewählt, für die er als 
volkstümlicher Landesvater ("Papa Heuss") im Innern und als hochgebildeter Weltmann im 
Ausland Sympathien erwarb.<<  
15.09.1949 
BRD: Konrad Adenauer wird am 15. September 1949 zum Bundeskanzler gewählt.  
Bundeskanzler Adenauer bildet daraufhin noch am selben Tag eine Koalitionsregierung aus 
CDU/CSU, FDP und DP. 
Der deutsche Historiker Alexander Demandt schreibt später über die Wahl Adenauers (x283/-
236): >>... Am 15. September wählte der Bundestag den 73jährigen Konrad Adenauer zum 
Kanzler. Die im ersten Wahlgang erforderliche Mehrheit für ihn hing an einer einzigen Stim-
me, seiner eigenen. 
Mit der Wahl Adenauers war eine außenpolitische Grundsatzentscheidung gefallen: die An-
lehnung der Bundesrepublik an Frankreich, England und die Vereinigten Staaten, die ja als 
Besatzungsmächte ohnehin kaum politischen Spielraum gestatteten.  
Die Parole hieß: Westbindung vor Wiedervereinigung. Als Sitz der Bundesregierung kam 
Berlin einstweilen nicht mehr in Betracht. Ein Trostpflaster war der Artikel 23 des Grundge-
setzes, der dieses auch für "Groß-Berlin" gültig erklärte, sodann die symbolische Anerken-
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nung als deutsche Hauptstadt durch Beschluß des ersten Bundestags und die Vergabe der 
Postleitzahl 1 an die Stadt. ...<< 
Der irische Journalist Terence Prittie (1913-1988) schreibt später über Bundeskanzler Ade-
nauer und den ersten Deutschen Bundestag (x073/245): >>... Bei dieser Regierung und im 
Parlament machte Adenauer seine Autorität geltend, eine Mischung aus väterlicher Fürsorge, 
schulmeisterlicher Strenge und klugem Menschenverstand, die ihm ohne offensichtliche An-
strengung gelang. 
Unterbrechungen tat er mit lässiger Ironie ab. Seine Reden waren knapp und stets sachlich. 
Nahezu unveränderlich bewahrte er Gemütsruhe, auch wenn er ungewohnterweise von Zorn 
überwältigt wurde. Er konnte böse werden oder bissig oder giftig; ein "falscher" Ton schien 
sich dann in seine Stimme zu schleichen. Er besaß die Gabe, seinem Zorn Luft zu machen, 
während er äußerlich ruhig blieb. 
Er war das genaue Gegenteil von einem Demagogen und gab so ein Beispiel, das dieses erste 
Parlament nach der Nazizeit ganz dringend brauchte.<< 
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtet später über Konrad Adenauer (x051/14): 
>>Adenauer, Konrad, geboren in Köln 5.1.1876, gestorben in Rhöndorf 19.4.1967, deutscher 
Politiker; trat 1906 der Zentrumspartei bei und wurde Beigeordneter im Kölner Stadtparla-
ment.  
1917-33 war Adenauer Oberbürgermeister seiner Heimatstadt und gewann als Mitglied des 
Preußischen Staatsrates (1920-33 dessen Präsident) in der Weimarer Republik großen politi-
schen Einfluß, lehnte aber 1926 die Reichskanzlerschaft in der Nachfolge Luthers ab.  
Als Katholik stand er dem Nationalsozialismus ablehnend gegenüber und wurde am 12.3.33 
im Zuge der Gleichschaltung seines Amtes enthoben. Man warf ihm Mißwirtschaft vor und 
beschuldigte ihn des Separatismus, weil er im Ruhrkampf einen von Preußen (nicht vom 
Reich) gelösten rheinischen Freistaat angeregt hatte. 1934 vorübergehend in Haft, zog sich 
Adenauer ins Privatleben zurück, wurde aber 1944 im Zusammenhang mit dem Attentat vom 
Zwanzigsten Juli 44 erneut inhaftiert, doch bald wieder auf freien Fuß gesetzt.  
Nach dem Zusammenbruch baute er - kurzfristig wieder Kölner Oberbürgermeister - die CDU 
mit auf und wurde als Präsident des Parlamentarischen Rates einer der Väter des Grundgeset-
zes.  
Als 1. Bundeskanzler (15.9.49-16.10.63) stellte er sich dem schweren Erbe der NS-Zeit: u.a. 
Abkommen über Wiedergutmachung mit Israel, Verhandlungen in Moskau zur Freilassung 
der Kriegsgefangenen, Aussöhnung mit Frankreich, zog sich aber auch Kritik wegen zu großer 
Nachsicht mit Belasteten wie etwa Globke oder Oberländer zu.  
Adenauer führte die Bundesrepublik ins westliche Bündnis, seine Ära begründete, nicht zu-
letzt dank wachsenden Wohlstands, eine stabile freiheitliche politische Kultur im Westteil 
Deutschlands.<<  
Der deutsche Historiker Karl Dietrich Bracher (1922-2016) schreibt später über Bundeskanz-
ler Adenauer (x073/243): >>... Das Gewicht des ungewöhnlich hohen Alters, das die Brücke 
nicht nur zur Weimarer Republik, sondern bis zur wilhelminischen Epoche schlug, half dem 
ersten Bundeskanzler, seinen Stil und seine Autorität in den Augen der Öffentlichkeit zu 
rechtfertigen und durchzusetzen.  
Einige wenige klare Grundgedanken, an denen er stark und starr festhielt, machten die charak-
teristische Sicherheit aus, mit der Adenauer die politischen Möglichkeiten seines Amtes er-
griff und festhielt. ... 
Es war die klare Frontstellung des "Kalten Krieges". Aber nicht ein berüchtigter preußischer 
Militarist vom Schlage Wilhelms II. oder Hindenburgs repräsentierte sie, sondern ein bürger-
lich-katholischer Zivilist, dessen Stärke im taktischen Geschick und in der Ausdauer lag, mit 
der er die Grundposition des Staates von 1949 gegenüber allen anderen Möglichkeiten be-
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hauptete und ausbaute: außenpolitisch die volle Westorientierung gegen Neutralismus und 
Wiedervereinigungsexperimente, innenpolitisch die Restaurierung des bürgerlichen Rechts-
staates gegenüber radikaldemokratischen und sozialistischen Ordnungsvorstellungen. ...<< 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schreibt später 
über Bundeskanzler Adenauer (x068/302-304): >>... Wie das ostdeutsche Marionettenen-
semble in Pankow Moskaus Direktiven erfüllte, so (erfüllte) im Westen, in Bonn, der katholi-
sche Kanzler (Adenauer) die Wünsche Washingtons, der USA, wo er übrigens, vielleicht als 
erster ausländischer Staatsmann, für sich eine Werbeagentur nutzte. 
Schließlich konnte der Mann der ahnungslosen Nation jenseits des großen Wassers allerlei 
altes Neues über sich melden. Zum Beispiel: 
Ich habe als Oberbürgermeister Kölns 1917 versichert, die Stadt werde "untrennbar mit dem 
Deutschen Reich vereinigt" sein "und sich stets als Glied des deutschen Vaterlandes fühlen". 
Ich habe 1919 proklamiert: "Entweder wir kommen direkt oder als Pufferstaat zu Frankreich 
..." 
Ich habe im Winter 1932/33 erklärt, "daß nach meiner Meinung eine so große Partei wie die 
NSDAP unbedingt führend in der Regierung vertreten sein müsse." 
Ich habe 1934 in einem Brief an Hitlers Innenminister meine Verdienste, meine jahrelangen 
Verdienste für die Nazipartei betont. Ich habe die Partei des Führers schon in der Weimarer 
Republik "immer durchaus korrekt behandelt" und ich tat das im "Gegensatz zu den damali-
gen ministeriellen Anweisungen"! Ich bin ein Paradebeispiel für alle Beamten. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde ich, natürlich als Widerstandskämpfer, Oberbürgermei-
ster von Köln, dann zwar von den britischen Behörden "wegen Unfähigkeit" bald wieder ent-
lassen. Aber wie Harry Truman mit einem kleinen Krimskramsgeschäft bankrott machen und 
doch Präsident der Vereinigten Staaten werden konnte, so stieg auch ich, der infolge "Unfä-
higkeit" entlassene Kölner Bürgermeister, zum deutschen Bundeskanzler auf, mit besonderer 
Hilfe, wie ich hinzufügen möchte, der römisch-katholischen, der allein wahren Kirche. 
Während Konrad Adenauer aber alsbald mit aller Intensität die geforderte Wiederaufrüstung 
betrieb, belog er - er müßte denn kein Politiker gewesen sein - systematisch die Deutschen, 
was schlicht unumgänglich war, weil die meisten einfach genug hatten vom Krieg, weil sie 
schon jeder Uniformknopf unausstehlich anstank, geschweige mehr.  
Die Wiederaufrüstung war, wie er, Adenauer, selbst zugeben mußte, trotz "aller Anstrengun-
gen der Bundesregierung ... im deutschen Volk sehr unpopulär". Also machte er sich zum 
Sprecher des deutschen Volkes und redete mit jener Entschiedenheit, die Politiker immer be-
kunden, wenn sie lügen, "prinzipiell gegen eine Wiederaufrüstung der Bundesrepublik 
Deutschland", "strikt gegen die Remilitarisierung der Bundesrepublik". 
"Eine Aufstellung von militärischen Streitkräften in Deutschland wünschen wir nicht, wir ha-
ben genug vom Krieg" usw. Kurz, Adenauer war so pazifistisch wie Wilson bis 1917. Oder 
Roosevelt bis 1941. Oder wie Konrad Adenauer 1919. Und wie er fast alle Nazis, außer jenen, 
die nun mal in Nürnberg gehängt worden waren, wieder in Dienst nahm, wie er die Justiz mit 
hohen Nazirichtern, das Auswärtige Amt mit hohen Nazidiplomaten nur so überschwemmte, 
so eben auch die neue alte Truppe mit Nazigenerälen und -admirälen.  
Fast alle kamen sie wieder, nur jetzt natürlich nicht mehr für das Böse, sondern für das Gute 
wirkend. Sie alle hatten sich gewandelt, alle, ganz von innen her, wahrhaftig. Siehe, alles ist 
neu geworden ... 
Wirklich, war es ein Wunder, daß Kanzler Adenauer, einmal von Vizekanzler Erhard gefragt, 
ob er denn das ganze deutsche Volk und seine Interessenvertreter für korrupt halte, prompt die 
Gegenfrage stellte, ob Erhard etwa glaube, daß dem nicht so sei ... 
Ein Staat kann nicht besser als seine Führung sein, jedenfalls nicht so lange, bis er das Gegen-
teil beweist. Adenauer bemühte sich nun, päpstlicher zu sein als der Papst. Als hochgedienter 
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Knecht machte er sich dem Herrn gefällig.  
Und während er eine Rüstungsbeschränkung nach der andern beseitigte, während er unent-
wegt Angst suggerierte, unentwegt drohte mit dem Menetekel der bolschewistischen Gefahr - 
wie schade, daß wir die Höhe seines Kontos nicht kennen -, lehnte er jedes Disengagement, 
jede Veränderung des Status quo, zum Beispiel in Berlin, starrsinnig ab, ein Zustand, den 
selbst Eisenhower "anomal und gefährlich" nannte. 
Dafür harmonierte der deutsche Kanzler um so besser mit den US-Außenministern. Hatte er 
schon zu dem Bischofssohn Dean Acheson, der Trumans Containment-Politik betrieb, ausge-
zeichnete Beziehungen, so noch bessere zu dessen Nachfolger.  
Dulles und Adenauer, das waren zwei Seelen aus einem Stoff, verbohrte Antikommunisten 
mit einer starken Affinität zu Leuten wie Mussolini, dem Adenauer 1929 telegraphiert hatte, 
sein Name werde in goldenen Buchstaben in die Geschichte der katholischen Kirche eingetra-
gen ... Für Hitler allerdings hatte der Beauftragte der US-Banken, Dulles, mehr getan als der 
Oberbürgermeister von Köln je hätte tun können. ...<< 
20.09.1949  
BRD: Bundeskanzler Adenauer berichtet später während seiner Regierungserklärung am 20. 
September 1949 (x973/…): >>Meine Damen und meine Herren!  
Das Werden des neuen Deutschlands hat sich nach den langen Verhandlungen im Parlamenta-
rischen Rat und den Wahlen zum Bundestag am 14. August mit großer Schnelligkeit vollzo-
gen. 
Am 7. September haben sich der Bundestag und der Bundesrat konstituiert; am 12. September 
hat der Bundestag den Bundespräsidenten gewählt, am 15. September den Bundeskanzler. Der 
Bundespräsident hat mich daraufhin am gleichen Tage zum Bundeskanzler ernannt. Heute, am 
20. September, hat er auf meinen Vorschlag die Bundesminister ernannt. 
Mit der Konstituierung der Bundesregierung, die am heutigen Tage erfolgt ist, ist auch das 
Besatzungsstatut in Kraft getreten. Wenn auch die Zuständigkeit des Bundestags und der 
Bundesregierung durch das Besatzungsstatut beschränkt ist, so darf uns doch diese Entwick-
lung, dieses Werden des deutschen Kernstaates mit Freude erfüllen. 
Der Fortschritt gegenüber den Verhältnissen, die seit 1945 bei uns bestanden, auch gegenüber 
den Zuständen des nationalsozialistischen Reichs, ist groß. Zwar müssen wir uns immer be-
wußt sein, daß Deutschland und das deutsche Volk noch nicht frei sind, daß es noch nicht 
gleichberechtigt neben den anderen Völkern steht, daß es - und das ist besonders schmerzlich 
- in zwei Teile zerrissen ist.  
Aber wir erfreuen uns doch einer wenigstens relativen staatlichen Freiheit. Unsere Wirtschaft 
ist im Aufstieg. Wir haben vor allem aber wieder den Schutz der Persönlichkeitsrechte. Nie-
mand kann bei uns, wie das im nationalsozialistischen Reich der Fall war und wie es jetzt 
noch in weiten Teilen Deutschlands, in der Ostzone, zu unserem Bedauern der Fall ist, durch 
Geheime Staatspolizei oder ähnliche Einrichtungen der Freiheit und des Lebens beraubt wer-
den. Diese Güter: Rechtsschutz, Schutz der persönlichen Freiheit, die wir lange Jahre nicht 
besaßen, sind so kostbar, daß wir trotz allem, was uns noch fehlt, uns darüber freuen müssen, 
daß wir diese Persönlichkeitsrechte wieder besitzen. … 
Unter den Bundesministerien fehlt ein Außenministerium. Ich habe auch nicht den an mich 
herangetragenen Wünschen stattgegeben, ein Ministerium für zwischenstaatliche Beziehungen 
einzurichten. Ich habe das deshalb nicht getan, weil nach dem Besatzungsstatut die auswärti-
gen Angelegenheiten unter Einschluß internationaler Abkommen, die von Deutschland oder 
im Namen Deutschlands abgeschlossen werden, Sache der Alliierten Hohen Kommission für 
die drei Zonen sind.  
Wenn wir demnach auch kein Ministerium des Auswärtigen haben, so bedeutet das keines-
wegs, daß wir damit auf jede Betätigung auf diesem Gebiete Verzicht leisten. Das Paradoxe 
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unserer Lage ist ja, daß, obgleich die auswärtigen Angelegenheiten Deutschlands von der Ho-
hen Alliierten Kommission wahrgenommen werden, jede Tätigkeit der Bundesregierung oder 
des Bundesparlaments auch in inneren Angelegenheiten Deutschlands irgendwie eine auslän-
dische Beziehung in sich schließt. Deutschland ist infolge Besatzung, Ruhrstatut, Marshall-
Plan usw. enger mit dem Ausland verflochten als jemals zuvor. 
(Abgeordneter Renner: "Verflochten" ist gut!) 
Diese Angelegenheiten werden in einem im Bundeskanzleramt zu errichtenden Staatssekreta-
riat zusammengefaßt werden. Davon abgesehen glaube ich, daß die Hohen Kommissare infol-
ge der großen Verantwortung, die sie tragen, keine wichtige Entscheidung in deutschen aus-
ländischen Angelegenheiten treffen werden, ohne mit der Bundesregierung vorher Fühlung 
genommen zu haben. Die Erfahrung, die ich in den wenigen Tagen meiner Amtstätigkeit ge-
macht habe, berechtigt mich durchaus zu dieser Annahme. … 
Die Frage der Demontage unserer industriellen Anlagen bewegt das gesamte deutsche Volk. 
Es gibt wohl kaum jemanden in Deutschland, der sich gegen die Demontage wirklich kriegs-
wichtiger Industrien irgendwie wendet. Aber die Vernichtung großer wirtschaftlicher Werte 
ist eine Angelegenheit, die man im Ausland nicht damit abtun sollte, daß es einmal so be-
schlossen ist. 
(Sehr gut! in der Mitte.) 
Die letzte Änderung der Liste der zu demontierenden Werke war zwar, rein äußerlich betrach-
tet, ein großes Entgegenkommen gegenüber den deutschen Wünschen; sachlich, der Produkti-
onskapazität und dem Werte nach gesehen, sind aber die deutschen Wünsche nur zu etwa 10% 
erfüllt worden. 
(Hört! Hört! rechts.) 
Die Demontagefrage ist auch eine Frage von großer psychologischer Bedeutung. Man versteht 
in den weitesten Kreisen des deutschen Volkes nicht, daß man mit der einen Hand ihm wirt-
schaftliche Hilfe gibt und mit der anderen Hand wirtschaftliche Werte zerstört. 
(Sehr richtig! in der Mitte und rechts.) 
Man glaubt im deutschen Volke, daß damit die auch von ausländischen Staatsmännern wie-
derholt abgegebene Erklärung schwer zu vereinbaren ist, daß Deutschland zum Wiederaufbau 
Europas notwendig ist. Zur Zeit sind die maßgebenden Staatsmänner der Vereinigten Staaten, 
Englands und Frankreichs in Washington versammelt. Das deutsche Volk würde sich herzlich 
freuen, wenn diese Zusammenkunft dazu benützt würde, um das deutsche Demontageproblem 
einer Nachprüfung im Sinne einer Berücksichtigung der deutschen Wünsche zu unterziehen. 
Ich glaube, wenn auch mit aller Vorsicht, sagen zu können, daß man die Hoffnung hegen darf, 
daß dies in Washington geschieht. 
(Bravo! in der Mitte und rechts.) … 
Meine Damen und Herren! Ich komme zu einem besonders ernsten und wichtigen Kapitel. 
Deutschland wird nunmehr durch seine staatliche Neugestaltung in die Lage versetzt, sich der 
Frage der deutschen Kriegsgefangenen und Verschleppten mit größerer Stärke anzunehmen 
als bisher. In Rußland werden noch Millionen von Kriegsgefangenen zurückgehalten. 
(Zuruf rechts: Herr Renner, hören Sie!) 
Wir wissen nicht, wohin die 1,5 bis 2 Millionen deutscher Kriegsgefangener gekommen sind, 
(Abg. Renner: Fragen Sie Hitler! - Lachen und Zurufe rechts.) 
die aus den russischen Heeresberichten über die jetzt von Rußland angegebene Zahl der 
Kriegsgefangenen hinaus errechnet werden konnten. 
(Zuruf des Abg. Renner.) 
Das gleiche gilt in ähnlicher Weise für Jugoslawien. 
(Zuruf von der KPD: Und Indochina! - Zuruf rechts: Tschechei!) 
Das Geschick dieser Millionen Deutscher, die jetzt schon seit Jahren das bittere Los der Ge-
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fangenschaft getragen haben, ist so schwer, das Leid ihrer Angehörigen in Deutschland so 
groß, daß alle Völker mithelfen müssen, diese Gefangenen und Verschleppten endlich ihrer 
Heimat und ihrer Familie zurückzugeben. … 
Die Arbeit der Bundesregierung wird weiter den etwa 200 000 Deutschen gelten müssen, die 
sich in dem ehemaligen Ostpreußen und Schlesien sowie in der Tschechoslowakei befinden, 
die als Facharbeiter oder als politisch mehr oder minder Belastete zurückgehalten werden. 
Darunter befinden sich viele Frauen, die in der ersten Schockwirkung der Niederlage und in 
der Hoffnung auf Rückkehr ihrer noch in Gefangenschaft befindlichen Männer für Polen op-
tiert haben, deren Männer aber in der Zwischenzeit nach Westdeutschland entlassen worden 
sind.  
Das Internationale Rote Kreuz hat es übernommen, mit den Westalliierten einerseits und mit 
Warschau und Prag andererseits über die Umsiedlung dieser bedeutenden Restbevölkerung zu 
verhandeln. Die Verhandlungen sind später überraschend - soviel den deutschen Stellen be-
kanntgeworden ist, durch die britische Militärregierung - abgebrochen worden mit der damals 
gegebenen Begründung, man müsse erst die Bundesregierung abwarten. 
(Hört! Hört! in der Mitte und rechts.) 
Die Bundesregierung wird sich auch um die 300 000 freien Arbeiter bemühen müssen, die, 
um aus der Kriegsgefangenschaft herauszukommen, in Frankreich, Belgien und England Ver-
träge als freie Arbeiter geschlossen haben. Endlich werden wir die Forderung erheben müssen, 
daß gegen diejenigen Deutschen, die in den alliierten Ländern wegen behaupteter Kriegs-
verbrechen zurückgehalten werden, die Gerichtsverhandlungen unter Wahrung aller rechtli-
chen Formen schnell zu Ende geführt werden. 
... Lassen Sie mich nun zu Fragen übergehen, die uns in Deutschland außerordentlich am Her-
zen liegen und die für unser gesamtes Volk Lebensfragen sind. Es handelt sich um die Ab-
kommen von Jalta und Potsdam und die Oder-Neiße-Linie. Im Potsdamer Abkommen heißt es 
ausdrücklich: Die Chefs der drei Regierungen - das sind die Vereinigten Staaten, England und 
Sowjetrußland - haben ihre Ansicht bekräftigt, daß die endgültige Bestimmung der polnischen 
Westgrenze bis zur Friedenskonferenz vertagt werden muß. 
(Hört! Hört! rechts.) 
Wir können uns daher unter keinen Umständen mit einer von Sowjetrußland und Polen später 
einseitig vorgenommenen Abtrennung dieser Gebiete abfinden. 
(Sehr richtig! und lebhafter Beifall rechts, in der Mitte und bei der SPD.) 
Diese Abtrennung widerspricht nicht nur dem Potsdamer Abkommen, sie widerspricht auch 
der Atlantik-Charta vom Jahre 1941, der sich die Sowjet-Union ausdrücklich angeschlossen 
hat. 
(Erneute Zustimmung in der Mitte und rechts.) 
Die Bestimmungen der Atlantik-Charta sind ganz eindeutig und klar. Die Generalversamm-
lung der Vereinten Nationen hat durch Beschluß vom 3. November 1948 die Großmächte auf-
gefordert, nach diesen Prinzipien baldmöglichst Friedensverträge abzuschließen. Wir werden 
nicht aufhören, in einem geordneten Rechtsgang unsere Ansprüche auf diese Gebiete weiter 
zu verfolgen. 
(Lebhafter Beifall in der Mitte und rechts. - Abgeordneter Dr. Richter: Bitte auch das Sude-
tenland dabei nicht vergessen, Herr Bundeskanzler!) 
Ich weise darauf hin, daß die Austreibung der Vertriebenen in vollem Gegensatz zu den Be-
stimmungen des Potsdamer Abkommens vorgenommen worden ist. 
(Sehr richtig! rechts.) 
In diesem Potsdamer Abkommen ist nur von einer Umsiedlung der in Polen, der Tschecho-
slowakei und Ungarn verbliebenen deutschen Bevölkerung die Rede, und es war vereinbart 
worden, daß jede stattfindende Umsiedlung auf organisierte und humane Weise vorgenommen 
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werden sollte. Es fällt mir sehr schwer, meine Damen und Herren, wenn ich an das Schicksal 
der Vertriebenen denke, die zu Millionen umgekommen sind, 
(Zuruf in der Mitte: 5 Millionen!) 
mit der notwendigen leidenschaftslosen Zurückhaltung zu sprechen. Ich darf aber darauf hin-
weisen, daß kein Geringerer als Winston Churchill bereits im August 1945 im britischen Un-
terhaus öffentlich und feierlich nicht nur gegen die Praxis der Massenaustreibung Protest ein-
gelegt hat. 
(Abgeordneter Dr. Schmid: Er hat mit unterschrieben!) 
Die Massenaustreibung nannte Churchill eine "Tragödie unvorstellbaren Ausmaßes", und er 
deutete an, daß eine unerhört große Zahl von diesen Vertriebenen einfach verschwunden sei. 
Am 10. Oktober 1945 stellte der britische Außenminister Bevin fest, daß Großbritannien in 
keiner Weise verpflichtet sei, die Ansprüche Polens auf die Oder-Neiße-Linie zu unterstützen. 
Die gleiche Feststellung traf der frühere amerikanische Außenminister Byrnes am 6. Septem-
ber 1946 in seiner bekannten Rede in Stuttgart. Die Bundesregierung wird allen diesen Fragen 
die größte Aufmerksamkeit widmen und sich dafür einsetzen, daß auch das uns zustehende 
Recht geachtet wird. 
(Lebhafte Zustimmung in der Mitte und rechts.) 
Sie wird das ganze Rechts- und Tatsachenmaterial in einer Denkschrift, die veröffentlicht und 
den alliierten Regierungen überreicht werden wird, zusammenfassen. 
... Ich habe an einer anderen Stelle schon ausgeführt, daß das Besatzungsstatut zwar ein Fort-
schritt, sogar ein erheblicher Fortschritt gegenüber dem bisherigen Zustand ist. Es wird aber 
ganz darauf ankommen, ob es in dem Geist gehandhabt wird, der aus dem Begleitschreiben 
der Außenminister von England, Frankreich und den Vereinigten Staaten vom April dieses 
Jahres an den Präsidenten des Parlamentarischen Rats sprach.  
"Die Außenminister betonen", so heißt es in der Note, "daß es das höchste Ziel der drei Alli-
ierten Regierungen ist, den festen Einbau des deutschen Volkes in einem demokratischen 
Bundesstaat in den Rahmen eines europäischen Zusammenschlusses zum beiderseitigen Be-
sten zu ermutigen und zu fördern." Wir sind überzeugt davon, daß, wenn das Besatzungsstatut 
in diesem Sinne gehandhabt wird, es uns ein eigenes starkes Leben und weitere Fortschritte 
ermöglichen wird. 
(Abgeordneter Renner: Sie nannten es einmal Kolonialstatut!) 
... Ich bin überzeugt: wenn, wie es in dem Besatzungsstatut vorgesehen ist, nach 12 Monaten 
und auf jeden Fall innerhalb von 18 Monaten nach Inkrafttreten des Statuts die Besatzungs-
mächte seine Bestimmungen im Lichte der Erfahrungen prüfen, die sie inzwischen gemacht 
haben, werden die Mächte sicher zu dem Ergebnis kommen, daß es möglich sein wird, die 
Zuständigkeit der deutschen Behörden auf den Gebieten der Legislative, der Exekutive und 
der Justiz weiter auszudehnen. 
Und nun, meine Damen und Herren, lassen Sie mich ein Wort über unsere Stellung zum Be-
satzungsstatut sagen! Das Besatzungsstatut ist alles andere als ein Ideal. Es ist ein Fortschritt 
gegenüber dem rechtlosen Zustand, in dem wir bis zum Inkrafttreten des Besatzungsstatuts 
gelebt haben. Es gibt aber keinen andern Weg für das deutsche Volk, wieder zur Freiheit und 
Gleichberechtigung zu kommen, 
(Abgeordneter Renner: Friedensvertrag!) 
als indem es dafür sorgt, daß wir nach dem völligen Zusammenbruch, den uns der Nationalso-
zialismus beschert hat, mit den Alliierten zusammen wieder den Weg in die Höhe gehen. Der 
einzige Weg zur Freiheit ist der, daß wir im Einvernehmen mit der Hohen Alliierten Kommis-
sion unsere Freiheiten und unsere Zuständigkeiten Stück für Stück zu erweitern versuchen. 
... Es besteht für uns kein Zweifel, daß wir nach unserer Herkunft und nach unserer Gesinnung 
zur westeuropäischen Welt gehören. Wir wollen zu allen Ländern gute Beziehungen, auch 
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solche persönlicher Art, unterhalten, insbesondere aber zu unsern Nachbarländern, den Bene-
lux-Staaten, Frankreich, Italien, England und den nordischen Staaten. 
Der deutsch-französische Gegensatz, der Hunderte von Jahren die europäische Politik be-
herrscht und zu so manchen Kriegen, zu Zerstörungen und Blutvergießen Anlaß gegeben hat, 
muß endgültig aus der Welt geschafft werden. 
(Lebhafter Beifall.) 
Ich hoffe, ja ich sage: ich glaube, daß das Saargebiet nicht zu einem Hindernis auf diesem 
Weg werden wird. 
(Aha! und Hört! Hört!) 
Am Saargebiet hat Frankreich - das ist ohne weiteres anzuerkennen - wirtschaftliche Interes-
sen. Deutschland hat dort wirtschaftliche und nationale Interessen. 
(Sehr richtig! - Zuruf: Sind das nur Interessen?) 
Schließlich aber haben die Saarbewohner selbst den begründeten Wunsch, daß ihre eigenen 
wirtschaftlichen und nationalen Interessen berücksichtigt werden. 
(Zuruf von der KPD: Vielleicht sagen Sie auch etwas über die Ausweisungen aus dem Saar-
gebiet!) 
Alle diese Interessen sollen in eine Ordnung und Übereinstimmung gebracht werden, die sich 
im Rahmen der Europäischen Union, deren Mitglied wir möglichst bald zu werden wünschen, 
finden lassen wird. 
Mit aufrichtiger Genugtuung und Freude, meine Damen und Herren, denke ich daran, daß 
Außenminister Bevin mir in einer persönlichen Unterredung im Sommer dieses Jahres erklärt 
hat: der Krieg zwischen unseren beiden Völkern ist zu Ende, unsere beiden Völker müssen 
Freunde sein. 
Ich habe eben gesagt, wir wünschen möglichst bald in die Europäische Union aufgenommen 
zu werden. Wir werden gerne und freudig an dem großen Ziel dieser Union mitarbeiten. Ich 
weise darauf hin, daß wir in unserer Bonner Verfassung im Artikel 24 für den Bund die Mög-
lichkeit vorgesehen haben, Hoheitsrechte auf zwischenstaatliche Einrichtungen zu übertragen 
und sich zur Wahrung des Friedens im System gegenseitig-kollektiver Sicherheit einzuordnen. 
Es heißt dann in diesem Artikel weiter: 
"Der Bund wird hierbei in die Beschränkungen seiner Hoheitsrechte einwilligen, die eine 
friedliche und dauerhafte Ordnung in Europa und zwischen den Völkern der Welt herbeifüh-
ren und sichern." 
Ich glaube, daß unser Grundgesetz damit die fortschrittlichste aller Verfassungen ist. 
(Sehr richtig!) 
Wir sind entschlossen, alles zu tun, was in unserer Kraft steht, um den in diesem Artikel vor-
gezeichneten Weg zur Sicherung des Friedens in Europa und in der Welt zu gehen. 
Quelle: 1. Deutscher Bundestag. Stenographisches Protokoll der 5. Sitzung. Bonn 1949, S. 
22-30.<<^ 
21.09.1949 
BRD: Das Besatzungsstatut der Alliierten tritt am 21. September 1949 in Kraft. Es schränkt 
die deutschen Souveränitätsrechte bis zum 5. Mai 1955 empfindlich ein. Das Besatzungsstatut 
wird schließlich durch die Pariser Verträge (1955) aufgehoben (Deutschlandvertrag). 
In der BRD wird am 21. September 1949 die Lizenzpflicht für Zeitungen und Zeitschriften 
aufgehoben. Jeder Westdeutsche kann jetzt Presseerzeugnisse ohne Zustimmung der Besat-
zungsmächte herausgeben. 
29.09.1949 
BRD: Der parteilose Abgeordnete Franz Ott (1910-1998, katholischer Geistlicher und Ver-
triebenpolitiker) stellt am 29. September 1949 im Deutschen Bundestag folgenden Antrag 
(x112/778): >>Die Bundesregierung wird ersucht, dem Bundestag den Entwurf eines Gesetzes 
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über die Anerkennung des "Deutschlandliedes" in seiner ursprünglichen, unveränderten Form 
als Bundeshymne für die Bundesrepublik Deutschland vorzulegen.<<  
September 1949  
UdSSR: In den sowjetischen Kriegsgefangenenlagern beginnen im September 1949 nochmals 
großangelegte Vernehmungen und Prozesse, um die letzten vermeintlichen deutschen Kriegs-
verbrecher zu verurteilen (x130/356). 
Der deutsche Wehrmachtsarzt Dr. Kuno W. berichtet später über die unerwartete "Zurückhal-
tung von gefangenen Offizieren" (x130/354-355): >>... Und dann sehen wir etwas, das selbst 
unsere hart gewordenen Herzen fast stillstehen läßt.  
Draußen werden unter strenger Bewachung durch Posten mit Maschinenpistolen im Arm und 
Hunden etwa hundert Offiziere abgeführt.  
Man hat sie hier an der letzten Linie des sowjetischen Machtbereichs aus dem Heimkehrer-
transport herausgeholt. Viele der Männer, die da abgeführt werden, schämen sich ihrer Tränen 
nicht, und das will etwas heißen bei diesen Gefangenen, die in der Esse der Gefangenschaft zu 
steinharten Männern gebrannt wurden.  
Einer ruft noch herüber: "Kameraden, vergeßt uns nicht!" ...<< 
Die deutschen Journalisten Paul Carell (1911-1997) und Günter Böddeker (1933-2012) 
schreiben später in ihrem Buch "Die Gefangenen ..." über die "Umwandlung von deutschen 
Kriegsgefangenen zu Kriegsverbrechern" (x130/355): >>... Die hundert Offiziere ... gehörten 
zu jenen Deutschen in russischer Hand, die unter der Unbarmherzigkeit des Siegers länger 
leiden sollten, als alle anderen gefangenen deutschen Soldaten des Zweiten Weltkriegs. 
Im Jahre 1949 waren in nahezu allen Gefangenenlagern der Sowjetunion schlagartig Offiziere 
der Geheimpolizei des Innenministers Berija erschienen. In langen Verhören hatten sie die 
Gefangenen danach ausgefragt, was sie während des Krieges in der Sowjetunion möglicher-
weise Böses – im Sinne des Siegers - getan hatten: Kartoffeln oder Getreide von Kolchosgü-
tern requiriert, Zivilisten aus ihren Häusern ausquartiert, an Partisanenbekämpfung teilge-
nommen usw. 
Die Vernehmungen begannen am frühen Morgen und endeten spät in der Nacht. Mancher Ge-
fangene durfte nach drei Stunden scharfer Fragen wieder gehen, mancher mußte mehrere Tage 
hintereinander auf dem harten Stuhl vor dem Tisch des Vernehmungsoffiziers zubringen.  
Der Russe fragte nach Lebenslauf und Dienstrang, nach Schulbesuch und politischer Einstel-
lung. Dann kam sehr oft die Frage: "Haben sie Greueltaten begangen oder Greuelbefehle aus-
geführt? Hatten Sie Kenntnis von Greuelbefehlen? Wer war daran beteiligt? Nennen Sie die 
Namen!" ... 
Natürlich stritten die meisten der verhörten deutschen Soldaten ab, an solchen Taten beteiligt 
gewesen zu sein. Sie hatten einen langen erbitterten Krieg gekämpft, sie hatten in schweren 
Schlachten gestanden, sie waren Soldaten. 
So weigerten sie sich, Geständnisse abzulegen und Protokolle zu unterschreiben. Die Russen 
brachten sie gleichwohl dazu. ...<< 
Deutsche Kriegsgefangene berichten später über die sowjetischen "Verhörmethoden" (x130/-
355-356,281): >>... Wir müssen mit Schrecken erleben, wie mit List und Gewalt versucht 
wird, auch die harmlosesten Kameraden zu Kriegsverbrechern zu stempeln. ... 
Gegen September begann im Lager eine umfassende Vernehmungswelle, wobei eine große 
Zahl von Offizieren und Soldaten bedroht, erpreßt und schwer geschlagen wurde. ... 
Wollen die Russen jemand zu irgendeinem Geständnis zwingen, so wird er in den Stehbunker 
gesperrt, ein schmales Verlies, in dem man weder sitzen noch liegen kann, und aus dem die 
Eingesperrten wie Holzstücke herausfallen, wenn nachgesehen wird. ... 
Aus unserer Baracke wird ein Kamerad zum Verhör geholt, der bereits eingekleidet ist für den 
Heimtransport. Wir sehen ihn nicht wieder. ...  
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Die Atmosphäre in unserer Baracke ist drückend wie unter einer schweren Gewitterwolke. Die 
lauten Stimmen sind verstummt. Wir wundern uns, daß nicht schon längst der eine oder ande-
re von uns Schreikrämpfe bekommen hat.  
Zum Glück werden diejenigen, die zum Verhör bestellt werden, vom Kompanieführer benach-
richtigt. Der Betroffene geht dann schweigend in sein Verhängnis mit einem letzten Hände-
druck an seine nächste Umgebung, wie auf dem Schlachtfeld im Angesicht des Todes. ...<< 
>>... Die Spitzel erhielten bessere Verpflegung und Bekleidung. Viele der Spitzel handelten 
aus politischen Gründen. Sie waren Mitglieder der antifaschistischen Ausschüsse. Von diesen 
Spitzeln stammt ein Großteils des Materials, das sowjetischen Gerichten 1949 dazu diente, 
Gefangene wegen angeblicher Kriegsverbrechen zu 25 Jahren Zwangsarbeit zu verurteilen.<< 
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung für Kriegsgefangenenge-
schichte berichtet später über die sowjetischen Kriegsverbrecherprozesse 1949/50 (x130/356-
357): >>Die letzten Monate und Wochen zum Jahreswechsel 1949 stellten für die deutschen 
Kriegsgefangenen eine Zeit ungeheurer seelischer Belastung dar. Es ging ja um die Frage: 
Heimtransport oder Verurteilung?  
Den Hauptschock erlitten die Gefangenen in dem Augenblick, als sie im Rahmen der Verur-
teilungsaktion zum Verhör gerufen und isoliert wurden: Dies war der Punkt, von dem an es 
fast immer kein Zurück gab. ... 
... Das Gericht tagte in einem Raum des Lagers. 
Drei sowjetische Offiziere saßen an nackten Holztischen, etwas abseits eine Dolmetscherin. 
Der Gerichtsvorsitzende fragte ... nach Name und Dienstrang. Dann wurde dem Deutschen die 
Anklage vorgelesen. Der Vorgang dauerte nicht einmal fünf Minuten. Dann verschwand das 
Gericht durch eine Tür, offenbar um den Anschein zu erwecken, es berate ernsthaft über das 
Strafmaß. 
Nach fünf Minuten waren die Russen wieder da und verkündeten das Urteil: Tod durch Er-
schießen. ... Das Ritual wiederholte sich mit maschinenhafter Präzision, die Deutschen wur-
den allesamt verurteilt. 
Nahezu 50.000 deutsche Soldaten wurden 1949 und 1950 durch die russische Verurteilungs-
maschinerie gedreht. Die meisten wurden zum Tode verurteilt, die Urteile jedoch oft noch 
während der Gerichtsverhandlung, sonst einige Tage später, in 25 Jahre Arbeitslager abgemil-
dert. 
Mancher deutsche Offizier wurde verurteilt, weil er gegen Partisanen gekämpft und geschos-
sen hatte. Mancher wurde verurteilt, weil er gestanden hatte, ein russisches Huhn requiriert 
und aufgegessen zu haben. Er hatte sich, so die Sowjets, des Diebstahls an sowjetischem Ei-
gentum schuldig gemacht.  
Ein Schuhmachermeister wurde verurteilt, weil er, so die sowjetischen Richter, die "Marsch-
fähigkeit der deutschen Truppe begünstigte", ein Musiklehrer deshalb, weil er mit gelegentli-
chen Darbietungen seiner Kunst die Stimmung der faschistischen Armee gehoben hatte. 
Ein deutscher Gefangener wurde von einem Gericht in Stalino deshalb verurteilt, weil er bei 
der Feldpost Dienst getan hatte. Die Begründung der Russen für das Urteil auf 25 Jahre Ar-
beitslager: "Sie haben von deutschen Soldaten geraubtes Gut nach Deutschland befördert". 
...<< 
02.10.1949 
BRD: Walter Müller-Bringmann berichtet am 2. Oktober 1949 über das Grenzdurchgangsla-
ger Friedland (x123/104-105): >>2. Oktober 1949. Am Sonntag kam der 300.000 Rußland-
heimkehrer in Friedland an. ... Der Ostpreuße Albert Zybek wurde am 9. Mai 1945 auf der 
Halbinsel Hela gefangengenommen. ...<<  
07.10.1949  
DDR: Die "Provisorische Volkskammer" gründet am 7. Oktober 1949 die Deutsche Demo-
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kratische Republik. 
Die Ausrufung der "DDR" erfolgt aus taktischen Gründen erst nach der Gründung der Bun-
desrepublik Deutschland; scheinbar als Antwort auf einen Schritt des Westens. Tatsächlich 
war dieser Schritt nur die formelle Bestätigung einer Spaltungspolitik, die die Sowjetunion 
bereits seit Juli 1945 eingeleitet hatte (x009/406). 
Mit der Proklamation der SBZ zur sog. DDR geht die DWK in der "Provisorischen Regierung 
der DDR" auf. Die leitenden Persönlichkeiten der DWK werden Minister und Staatssekretäre. 

 
Abb. 79 (x315/152): Ausrufung der Deutschen Demokratischen Republik durch den Deut-
schen Volksrat am 7. Oktober 1949. 
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein (1906-1984) schreibt später über die 
Gründung der Deutschen Demokratischen Republik (x063/635): >>... Während in den West-
zonen der demokratische Aufbau von unten nach oben vor sich ging, wurde die staatliche und 
gesellschaftliche Form in der sowjetischen Besatzungszone von oben, durch die Besatzungs-
macht und durch die der kommunistischen Politik und Ideologie verpflichtete SED geprägt. ... 
Die Auflösung Preußens durch das Kontrollratsgesetz Nr. 46 vom 25. Februar 1947 – ein 
Willkürakt ohne Rechtsgültigkeit, da er weit über die Befugnisse hinausging, die die Haager 
Landkriegsordnung Besatzungsmächten einräumt – zerbrach eine wichtige Klammer zwischen 
West-, Mittel- und Ostdeutschland.  
... Eine Befragung des Volkes, ob es tatsächlich einen Staat, abgetrennt vom übrigen Deutsch-
land, bilden wolle, hat nie stattgefunden. Aus der Massenflucht der Bevölkerung aus dem so-
wjetischen Besatzungsgebiet, einem täglichen "Volksentscheid mit den Füßen", Menschen 
aller Klassen und Stände, die Mehrheit von ihnen unter 25 Jahre, ließ sich die Stimmung gut 
entnehmen. 
Eine Verfassung haben die Parteiinstanzen der Sowjetzone am 19. März 1949 verkündet. Auf 
dem Papier durchaus demokratisch, mit zahlreichen Bestimmungen, die nahezu wörtlich aus 
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der Weimarer Verfassung übernommen wurden, bildeten sie in Wirklichkeit nur den Deck-
mantel für eine totale Willkürherrschaft. Die Einrichtung einer Geheimpolizei, des Staatssi-
cherheitsdienstes, eine politisierte Justiz, Säuberungsaktionen, Gleichschaltung der Jugend, in 
steigendem Maße eine atheistische, religionsfeindliche Propaganda und die nahezu völlige 
Absperrung nach außen sollten der SED-Regierung die Kontrolle über die Bevölkerung si-
chern. ...<< 
Der deutsch-amerikanische Historiker und Autor Frank Fabian berichtet später über die 
"Deutsche Demokratische Republik" (x313/400-402): >>Die Deutsche Demokratische Repu-
blik (1949-1990) war weder demokratisch noch eine Republik, tat aber alles, um die Illusion 
einer Demokratie aufrechtzuerhalten. Auch die freien, geheimen Wahlen waren weder frei 
noch geheim. Zwar waren verschiedene Parteien zugelassen, die allerdings streng kontrolliert 
wurden. Der Ausgang bei den Wahlen stand von vorneherein fest. Sie wurden stets euphorisch 
als Sieg des Systems gefeiert. 
Russisch war die erste Fremdsprache, die in den Schulen gelehrt wurde. Rund 16 Millionen 
Ostdeutsche (bzw. Mitteldeutsche) wurden damals auf die marxistische Ideologie eingeschwo-
ren und "umerzogen".  
Am Anfang bemühte sich die (von den Sowjets kontrollierte) Regierung, das Land schnell 
wieder auf die Beine zu bringen und die Industrieproduktion anzukurbeln. Mit Hilfe von Fünf-
jahresplänen erzielte man besonders im Bereich der chemischen Industrie, des Maschinenbaus 
und der Energiewirtschaft (Braunkohle) erstaunliche Produktionserfolge. Zu Beginn der 70er-
Jahre war die DDR kurzzeitig das zehntgrößte Industrieland der Erde. ... 
Auf der anderen Seite gab es in der DDR nicht genügend Konsumgüter (Autos, technische 
Geräte, Telefone), und auch andere Handelsgüter waren knapp. Die Infrastruktur hinkte hin-
terher, und die Produktionsmethoden wurden mit der Zeit ineffizient. Am erbärmlichsten war 
es um die Freiheit bestellt. Über alles wachte der Staat, alles kontrollierte er. Der Staat schien 
allgegenwärtig zu sein, das Individuum war nichts, der Staat alles. 
... Die Ausbildung war zum Teil hervorragend, doch wenn es um geisteswissenschaftliche 
Fächer ging, dann wurde stramm in Richtung Marxismus/Leninismus indoktriniert. 
Genau genommen wurden die Menschen in der DDR nach Strich und Faden belogen und be-
trogen. Mithilfe einzelner, sichtbarer Erfolge (im Hochleistungssport etwa) versuchte man, so 
etwas wie ein eigenes deutsches Bewußtsein zu schaffen, doch das mißlang. 
Die freie Meinungsäußerung wurde unterdrückt, Bücher, Radio, Fernsehen und Kunst wurden 
streng zensiert. Die DDR war eine lupenreine Diktatur, selbst wenn es einige Freiräume und 
Bürgerrechtler gab, man westliche Sender hören und sehen konnte und im Rahmen der Kir-
chen so manches laut gesagt wurde. 
Aber schon die Reisefreiheit war beschnitten, die allgegenwärtige MfS bespitzelte alle und 
jeden. Es gab rund 90.000 offizielle und etwa 100.000 inoffizielle Mitarbeiter der Stasi – eine 
unerhörte Menge für ein Land mit rund 16 Millionen Einwohnern. Jeder ... (84.) Bürger war 
ein Spitzel! 
Opposition wurde grundsätzlich im Keim erstickt, Mord, Einschüchterung und Erpressung 
waren an der Tagesordnung. Es handelte sich um einen Unrechtsstaat, kontrolliert von der 
Sowjetunion, die mehr als 300.000 Soldaten in der DDR abgestellt hatte, vom KGB ganz zu 
schweigen. Die SED (Sozialistische Einheitspartei Deutschlands) hielt alles fest im Griff. Erst 
Walter Ulbricht, dann Erich Honecker (ab 1976) leiteten diese Diktatur im Auftrage der So-
wjets. 
Viele Bürger flohen, selbst die "Mauer" half nicht viel, der "antifaschistische Schutzwall", wie 
er offiziell genannt wurde. Das Recht wurde regelmäßig gebeugt. Menschen überall über-
wacht und Andersdenkende unterdrückt. 
Die Hypothek wog schwer: Bis zum Jahre 1945 wurden die Menschen in der DDR mit dem 
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Nationalsozialismus traktiert, danach versuchte man. ihnen den Marxismus-Kommunismus 
einzuhämmern. ...<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Spaltung und 
Wiedervereinigung" Deutschlands (x009/405-408): >>Auf der Konferenz in Teheran (Ende 
1943) vereinbarten Roosevelt, Churchill und Stalin die Spaltung Deutschlands. In Jalta (Fe-
bruar 1943) war dies ihre gemeinsame Forderung. Im März verzichtete Stalin gleich Churchill 
darauf, die Spaltung zu verlangen. Stalin ließ - dem Buchstaben nach - die Spaltung fallen, 
denn er befürchtete,  
1. seinen Anspruch auf Reparationen und Mitregierung des Ruhrgebietes,  
2. die langfristig geplante Bolschewisierung ganz Deutschlands zu gefährden. 
Das Potsdamer Abkommen forderte nur "Dezentralisation ... örtliche Selbstverwaltung (§ III, 
A 9), jedoch keine Spaltung. Immer wieder behauptet das Regime der SBZ, Deutschland sei 
nach 1945 von den Westmächten und politischen Kreisen Westdeutschlands gespalten wor-
den. Das ZK der SED behauptete zum "10. Jahrestag der Gründung der DDR! (7.10.1959), es 
hätten "die mit dem ausländischen Imperialismus verbündeten reaktionären imperialistischen 
Kreise in Westdeutschland die Spaltung Deutschlands" bewerkstelligt. 
Wie aber geschah Deutschlands Spaltung?  
Bereits am 25.7.1945 errichtete die SMAD 11 deutsche Zentralverwaltungen, die von Anfang 
an gewisse Weisungsrechte gegenüber den 5 Landesverwaltungen hatten und sich bald - natür-
lich als Instrument der SMAD - zu zentralen Regierungsstellen über die gesamte SBZ erho-
ben. Der im August 1946 eingesetzten "Deutschen Verwaltung des Innern" wurden die Poli-
zeien der 5 Länder untergeordnet. So begründete die SMAD die verwaltungsmäßige Spaltung 
Deutschlands schon im Herbst 1946. ... 
Noch schwerer wiegt die wirtschaftliche, soziale und allgemein politische Spaltung, die die 
Sowjets schon früh vollzogen: Sie zwangen der SBZ schon 1945/46 einen kommunistischen 
Gesellschaftszustand auf, der jenem der Westzonen entgegengesetzt war (Bodenreform, Ent-
eignung). Zögernd und spät, gegen den Willen Frankreichs, vereinigten die USA und England 
erst am 1.1.1947 ihre Zonen, und auch nur wirtschaftlich. ... 
Die SMAD gab am 14.6.1947 der Zentralverwaltung der SBZ die Bezeichnung DWK und die 
Vollmachten einer wirklichen Zentralregierung. Dieser DWK gehörten in Wirklichkeit auch 
die zentralen deutschen Verwaltungen für Inneres (Polizei), Justiz, Volksbildung und Ge-
sundheitswesen an, obwohl sie amtlich selbständig waren. –  
Im April 1947 scheiterte die Moskauer Viererkonferenz, weil die Westmächte der Sowjetuni-
on weder die "demokratisch-antifaschistische" Ausrichtung Westdeutschlands, Reparationen 
aus laufender Produktion noch Vier-Mächte-Kontrolle der Ruhr zubilligen konnten. ... 
Der nächste Schritt der Sowjetunion zur Spaltung war die Stärkung der DWK am 9.3.1948. 
Dies beantworteten die Westmächte mit Besprechungen über die Vorbereitung eines Dreizo-
nen-Notstaates (23.2. bis 3.6.1948). Diese Abwehrhandlung nahm die Sowjetunion als Vor-
wand, um den Kontrollrat zu verlassen (20.3.1948).  
Weiter weigerte sie sich, die schon allzu lange verzögerte Währungsunion mitzumachen 
(24.7.1948), richtete die Blockade gegen West-Berlin, daß die Westmark erhalten hatte, und 
organisierte die Spaltung Berlins (30.11.1948).  
Die Errichtung der Bundesrepublik am 8.5.1949 war eine Notwehrmaßnahme, die am 
14.8.1949 von 48 Millionen (d.h. von fast ¾ des deutschen Volkes) gebilligt wurde. Doch die 
auf Scheinwahlen beruhende Einsetzung eines Parlamentes der SBZ (des am 15. und 
16.5.1949 "gewählten" 3. Volkskongresses) war ein Schritt der Sowjetunion und der SED, der 
zur weiteren Spaltung Deutschlands beitrug.  
Die Ausrufung der "DDR" am 7.10.1949 erfolgte aus taktischen Gründen erst nach der Be-
gründung der Bundesrepublik: scheinbar als Antwort auf einen Schritt des Westens. Tatsäch-
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lich aber war sie nur die formelle Bestätigung einer Spaltungspolitik, die die Sowjetunion und 
die SED seit Juli 1945 betrieben hatten. 
Seit dem kommunistischen Schritt vom 7.10.1949 ist die Frage der Wiedervereinigung der 
Hauptgegenstand der innerdeutschen Auseinandersetzung.  
Die Bundesregierung, Deutschlands einzige, aus freien Wahlen hervorgegangene und rechts-
staatlich handelnde Regierung, beansprucht, für ganz Deutschland zu sprechen. Sie sieht freie 
gesamtdeutsche Wahlen als unabdingbare Voraussetzung der Wiedervereinigung an. Sie kann 
jedoch die Sowjetunion und die Westmächte von der Verantwortung für die Beseitigung der 
von ihnen verursachten Spaltung nicht entlasten. ... 
Jeder Schritt, mit dem die Bundesrepublik die Zusammenarbeit der europäischen Staaten un-
terstützte, und jeden ihrer Beiträge zur Abwehrrüstung der NATO, verdächtigten die Sowjet-
union und die SBZ als "Verrat" an der Wiedervereinigung. Sie verleumdeten die Bundesrepu-
blik, obschon z.B. der sogenannte "Generalvertrag" vom 23.10.1954 festlegte, es werde im 
Fall der Wiedervereinigung das Verhältnis Gesamtdeutschlands zur NATO neu vereinbart. ... 
So forderte auch das ZK der SED am 27.10.1955 ganz bewußt "Verhandlungen auf der 
Grundlage der Gleichberechtigung". 
... Im Beschluß des V. Parteitages der SED vom 16.7.1958 heißt es mit unverkennbarem Be-
zug auf die Wiedervereinigung: "Die DDR und ihre sozialistischen Errungenschaften werden 
niemals ein Objekt des Schachers sein. Fest verbunden mit der Sowjetunion und dem ganzen 
sozialistischen Lager sind die Arbeiter- und Bauernmacht des deutschen Volkes und ihre so-
zialistischen Errungenschaften für immer unantastbar." 
Bei all diesen Vorschlägen lehnen SED und Regierung der SBZ es ab, an den Anfang der 
Wiedervereinigung freie und geheime Wahlen zu setzen. Diese Vorschläge wiederholen sich 
in all den Äußerungen, die seit 1958 SED und Regierung der SBZ zur Wiedervereinigung ge-
tan haben. Dabei verbinden sie die Wiedervereinigung oft mit der Souveränität der SBZ, mit 
der Forderung nach Abrüstung und nach Ablösung der NATO und mit den Friedensvertrags-
entwürfen. ...<< 
Der völkerrechtliche Status der BRD und der DDR 
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Abb. 80 (x067/206): "Zwei Volk, zwei Reich, zwei Führer." Karikatur aus dem "Simpl", 1949. 
Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik waren bis zum 
Abschluß des "Zwei-Plus-Vier-Vertrages" keine souveränen Staaten, weil das Deutsche Reich 
völkerrechtlich nie untergegangen ist. Es handelte sich lediglich um Besatzungskonstrukte der 
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alliierten Siegermächte, aber um keine Staaten im völkerrechtlichen Sinn, denn sie verfügten 
nicht über die klassischen Merkmale eines Staates: Staatsgebiet, Staatsvolk und Staatsgewalt. 
Weder die von den Siegermächten gegründete Bundesrepublik Deutschland noch die Deut-
sche Demokratische Republik waren völkerrechtlich politisch und ökonomisch unabhängige 
Staaten oder souveräne Staaten.  
In der Bundesrepublik Deutschland (BRD) waren die freien, geheimen Wahlen zwar frei und 
geheim, aber die gewählten Parteien und Abgeordneten konnten die Interessen des deutschen 
Volkes nicht souverän vertreten. Aufgrund des Besatzungsstatutes, der geheimen Zusatzver-
träge (Ruhrstatut und Zwangsmitgliedschaft in den Folgegemeinschaften Europäische Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl bzw. Montanunion, EG und EU) sowie der zahlreichen ge-
heimen Vorbehaltsrechte handelten die gewählten Parteien und Abgeordneten seit Gründung 
der BRD im Auftrag und nach den Vorgaben der alliierten Siegermächte.  
Insofern waren alle bisher durchgeführten Wahlen in der BRD (wie auch in der DDR) über-
flüssige Pseudowahlen.  
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtet am 8. Dezember 2011: >>EU am Scheideweg  
… Gemeint sind Ereignisse, von denen nur wenige Notiz nehmen und die einem, wenn man 
von ihnen erfährt, glatt die Sprache verschlagen, weil ihre Wirkung die demokratische Ver-
faßtheit der Bundesrepublik Deutschland in ihren Grundfesten erschüttert. 
Nehmen wir nur diesen Satz: Deutschland sei seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs zu 
keinem Zeitpunkt ein souveräner Staat gewesen. Das sagte nicht irgendein Extremist, son-
dern sagte kein geringerer als Finanzminister Wolfgang Schäuble (CDU) Ende November auf 
dem "European Banking Congress" in der Alten Oper in Frankfurt am Main. …<< 
11.10.1949  
DDR: Wilhelm Pieck wird am 11. Oktober 1949 erster Präsident der Deutschen Demokrati-
schen Republik. 
Wilhelm Pieck betont am 11. Oktober 1949 vor der Volkskammer (x009/405): >>Von den 
westlichen Besatzungsmächten ... wurde Deutschland gespalten", doch niemals wird die Spal-
tung Deutschlands ... von der DDR anerkannt werden ...<<  
12.10.1949  
DDR: Nach der Gründung der DDR werden die Aufgaben der DWK durch das "Gesetz zur 
Überleitung der Verwaltung" vom 12. Oktober 1949 an die Ministerien, der "Provisorischen 
Regierung der DDR" übertragen.  
Ministerpräsident Otto Grotewohl (1894-1964, seit dem 7.10.1949 Ministerpräsident und Vor-
sitzender des Staatsrates der DDR) sagt während seiner Regierungserklärung am 12. Oktober 
1949 (x058/400-401): >>Die Bildung der Provisorischen Regierung der Deutschen Demokra-
tischen Republik ist ein Ausdruck des unerschütterlichen Willens der demokratischen Kräfte 
des deutschen Volkes, seine nationale Not zu überwinden und sein Schicksal in die eigenen 
Hände zu nehmen.  
Die Bildung dieser Regierung ist der Ausdruck der Tatsache, daß die demokratischen Kräfte 
unseres Volkes nicht gewillt sind, sich mit der Spaltung unseres Vaterlandes und der Verskla-
vung seiner westlichen Teile abzufinden, sondern daß sie von dem eisernen Willen beseelt 
sind, beharrlich den Kampf um die Wiedererlangung der Einheit Deutschlands und seiner 
Souveränität auf demokratischer und friedlicher Grundlage zu führen. ...  
Unmittelbar nach der Beendigung des Zweiten Weltkrieges gingen die führenden englisch-
amerikanischen Kreise mit der Aufstellung der Truman-Doktrin und des Marshall-Planes dazu 
über, eine dem Potsdamer Abkommen feindliche Politik durchzuführen. Sie verweigerten 
hartnäckig dem deutschen Volke den versprochenen Friedensvertrag, sie verhinderten die Bil-
dung zentraler deutscher Verwaltungsorgane und zerrissen durch eine Kette von Vertragsbrü-
chen die im Potsdamer Abkommen gewährleistete Einheit Deutschlands.  
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Bereits im Dezember 1946 wurden von den Regierungen der USA und Großbritanniens ein 
Abkommen über die Bildung der Bizone getroffen, daß den ersten praktischen Schritt auf dem 
Wege zur Zerreißung Deutschlands bedeutete. Mit der Bildung des bizonalen Wirtschaftsrates 
wurde ein separates Verwaltungsorgan in Westdeutschland gebildet. Es war klar, daß mit die-
sen Maßnahmen die im Potsdamer Abkommen vorgesehene Viermächteverwaltung Deutsch-
lands erschüttert wurde. ... 
Von vornherein war man sich darüber klar, daß die Besetzung Deutschlands nur vorüberge-
hend sein sollte. Besetzung und Viermächteverwaltung Deutschlands sollten die Grundlagen 
des deutschen Imperialismus beseitigen, den deutschen Militarismus ausrotten und das deut-
sche Volk im demokratischen Sinne umerziehen und auf den Weg des Friedens bringen.  
Deshalb sieht das Potsdamer Abkommen ausdrücklich vor, daß eine einheitliche Verwaltung 
in ganz Deutschland herbeizuführen ist, daß die Viermächteverwaltung nach Erfüllung ihres 
Hautzweckes, nämlich der Beseitigung der Grundlagen des deutschen Imperialismus und Mi-
litarismus, durch eine eigene demokratische Regierung des deutschen Volkes abzulösen ist. 
Die Potsdamer Beschlüsse enthalten als eine Rechtsgrundlage für die Lebensforderungen des 
deutschen Volkes die Vereinigung aller Teile Deutschlands in einer einheitlichen demokrati-
schen Republik. Die Regierung vertritt die Ansicht, daß kein Deutscher auf diese Rechts-
grundlagen verzichten kann. ...  
Unsere politischen Ziele gehen also mit den Zielen konform, die die Alliierten als für 
Deutschland verbindlich in Potsdam festlegten. ... 
Wir wissen, daß wir in unserem Kampf um die Einheit Deutschlands, der ein Bestandteil des 
Kampfes um den Frieden ist, nicht allein stehen. Wir haben das Glück, uns in diesem Kampf 
auf das große Lager des Friedens in der Welt stützen zu können, dessen ständig zunehmende 
Stärke die imperialistischen Kriegsinteressen Schritt um Schritt zurückdrängt. Diese Kräfte 
des Friedens in der ganzen Welt werden geführt von der Sowjetunion, die eine andere Politik 
als die Politik des Friedens weder kennt noch kennen kann. ... 
Die Oder-Neiße-Grenze ist für uns eine Friedensgrenze, die ein freundschaftliches Verhältnis 
mit dem polnischen Volk ermöglicht. Es ist verbrecherisch, auch nur den Gedanken zu erwä-
gen, das ausgeblutete deutsche Volk noch einmal in Krieg und Katastrophe zu stürzen.  
Wer übrigens dem Besatzungsstatut zugestimmt und damit seine Bereitschaft bewiesen hat, 
ganz Deutschland als Kolonie an die imperialistischen Mächte auszuliefern, hat jedes Recht 
verloren, über Grenzfragen im Osten zu zetern. ...<< 
15.10.1949 
UdSSR: Die Sowjetunion erkennt am 15. Oktober 1949 die DDR an und nimmt diplomati-
sche Beziehungen auf. 
 


